
¦lÜilAl

~~\

FÜR DIE GESAMTE SOZIALVERSICHERUNG

Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Zu»

Stellung unserer Zeltschrift bitten wir die

Bezieher, sich sofort an den Zusteller oder

an die zuständigeZustellpostanstaltzuwen¬

den und erst dann, wenn dies keinen Erfolg

hoben sollte, uns davon zu benachrichtigen BERLIN, 1. DEZEMBER 1933

BEZUGSPREIS DURCH DIE POST

VIERTELJAHRLICH BO PFENNIG

EINZELNUMMER 20 PFENNIG

VERLAG UND SCHRIFTLEITUNO ¦

BERLIN 8W88, LINOENSTR. 3

INHALTSVERZEICHNIS
Seite

Die Krankenversicherung der unständig Beschönigten. Rechtsanwalt Dr. Hans Werneburg,

Berlin-Steglitz
335

Das Sterbegeld In der Sozialversicherung. Hartwig Lindner, Berlin-Tempeihof 337

Dritte Verordnung zur Neuordnung der Krankenversicherung. Gustav Wasewitz, Berlin-

Friedrichshagen
339

Verwaltung
341

Di» Erstattung von Wochenhilfekosten nach § 313 b Abs. 2 RVO. — Sechst« DurchfVO. zum Berufsbeamtengesetz — Änderung

von Vorschriften über die Zwangsvollstreckung und das Arrestverfahren — Neues Recht für Krankenkassenangestellte —

familienwochenhilfe bei einer Eheschließung nach der Entbindung — Fürsorge für Wöchnerinnen im Mittelalter — Die

Brauerei» und Mälzerei-Berufsgenossenschaft

Rechtsprechung Seite 345 — Anfragen und Auskünfte Seite 348 - Aufgaben und

Lösungen Seite 349



Ein „junger Anwärter" schreibt:

„Unsere „V. Z." ist erfreulicherweise diejenige Zeit¬

schrift, die sich durch ihre „flüssigen" Abhandlungen

„unter Vermeidung starrer Juristerei und durch ihre

„große Sachlichkeit auszeichnet. Sie verdient deshalb

„mit Recht den Namen „Volkstümliche" und ich be-

„haupte, daß sich gerade deswegen die Kategorie

„der „jungen Anwärter" am meisten auf ihr Er¬

scheinen freut, um das von namhaften Fachleuten

„Dargebotene dem gründlichsten Studium unterziehen

„zu können. Der in ihr enthaltene Stoff bietet stets

„eine Fülle von Belehrungen und Anregungen."

Auch SIEwerden diesem Urteil zustimmen,wenn Sie erst

dauernder Bezieher unsererZeitschrift geworden sind.
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Die Krankenversicherung der unständig
Beschäftigten Rechtsanwalt Dr. Hans Werneburg, Berlin-Steglitz

e KV. dei unständig (u.) Beschäftigten reifein

ie Vorschriften der %% 441 lt. RVO., wobei

441 RVO. die Begriffsbestimmung der u.

schaftigung gibt Hiernach ist unständig d i e

Beschäftigt! ig, die auf weniger als eine Woche

? ntwerler nach der Natur der Sache beschränkt

sein pflegt odtr im voraus rlurch den Ar-

itsveii schränkt ist.

Unter der in $ 441 RVO. bezeichneten ^Woche"
' nicht die Kalenderwoche mdern die Ar-

its woche zu verstehen, also ein an ein»

liebigen rage der Woche beginnender Zeit-

im von sieben aufeinanderfolgenden Tagen
den davon erfaßten Arbeitstagen (OVG.

37, 380). Das Gesetz unterscheidet zwei Mög-
hkehen für die Entstehung einer u. Beschäf"

j .
nämlich einmal, daß die Beschäftigung

i s u. Beschäftigten aul weniger als eine Woche

kränkt ze sein pflegt oder zum anderen,
8 sie im \ us hierauf durch den Arbeits-

rtrag beschränkt ist. Aus ersterem ergibt
h, daß »s zum Begriff der u. Beschäftigung

in diesem \.rechtlichen Sinn nicht geradezu un-

_f erforderlich ist, daß sich aus der Na¬

der Sache von vornherein eine bestimmte

beitsdauer von weniger als einer Woche ?

(Komm. Her. II S. 417); wie das z. B. bei

er nicht vorauasehbaren Dauer det Ausladung
von Kähnen oder auch bei <\<>n Hafenarbeitern

er größeren Hafenplätze rler Fall ist. Bei di

.heitern Möbeltransportes liegt iL I>

schaftigung in diesem Sinne dann vor, wenn

Annahme dei so beschäftigten Arbeiter

itens des Arbg. unter Beschränkung auf einen

n Umzug von nicht zu großem Um-

Folgt war (OVG. 40, 332), nicht hin-

rch dann, wenn die Arbeiter nicht für

inen einzelnen Umzug engagiert sind, sondern

h bei besonderem drai zur

ung des, Arbg. halten müssen (EuM. II,

47). Die zweite von dem ( tz hier erwähr

»glichkeit der u. Beschäftigung Beschäfti-

mg von wer* Is i iner Woch. rch dem

sprechende Bestimmung des Arbeit

liegt dann vor, wenn beide Teile 1

Eingehung di \ i itsverhältnisses k-

lieh oder stillschweigend darüber einig waren«

afi dieses Arbeitsverhältnis weniger als eil

Woche dauern würde; das ist beispielsweise
er Fall bei einer Waschfrau, rlie für mehrere

Arbg. in deren Haushalt je alle vier Wochen

1 2 laue wascht, wenn die ArbeitsUige des

Waschens nicht im voraus bestimmt sind, son¬

dern von Fall zu Fall erst besondere Benach -

richtigtmg erfolgt (AN. 17, 445).

Liegen die vorstehend gekennzeichneten Merk¬

male der u. Beschäftigung vor, so ist für die

Frage der KVPfl. weiterhin zu prüfen, ob die

Personen nicht nach $ 108 RVO. v.frei sind;

denn nur für den Fall rler KVPfl. kommen die

Vorschriften der Ig 441 ff. RVO. über die KV.

der u. Best häftigten zur Anwendun Das er-

bt sich aus $ 442 RVO., wonach u. Be¬

schattigte, die nicht nach $ 108 V.frei sind, bei

der AOKk. oder, wenn sie überwiegend land-

wirtschaftlich beschäftigt sind, bei dei LKk.

ihres Wohnortes versichert werdei Die Kk.

hat über s'w ein Mitgliederverzeichnis nach der

Buchstabenfolge zu führen und laufend zu hal¬

ten. Die Mitgliedschaft bei der Kk. beginnt
mit der Eintragung in das Verzeichnis.

Nach $ 10S RVO., der für die Beurteilur t~

woiger Versicherungsfreiheit von u. Beschäftig¬
ten wichtig ist, bestimmt „die Reichsregierung,

inwieweit vorübergehende Dienstleistungen (wie

/. B. bei den il Beschäftigten) v.frei bleiben";

i hierzu ergangene Bekanntmachung betr. die

Befreiung vorübergehender Dienstleistungen von

der KVPtl. vom 17. Novembei 1913 (RGBl.

S. 720, AN. 15, 802) gilt auch heute noch.

N h h Ziffer I diesei Bek. bleiben «über¬

gehende Dienstleistur hier also soldie i*

Beschäftigten .frei, wenn sie von

Personen, die überhaupt kein berufs¬

mäßigen Lohnarbeiten vcu richten, nui

1 e g e n 11 i c h
,
insbesond* rur gelegentlic hen

Aushilfe, ausgeführt werden und aut wenig«
als eine W< entweder nach dei N itur de

iche beschränkt zu sein pflegt der im VOI

aus dun i Arbeitsvertrag 1 Kränkt sind.

Danach handelt i -ich um Dienstleistungen,
dk ' !

.

• - Falles nui tnismä&ii



kurze Zeit dauern bei den u. Beschäftigten

weniger als eine Woche — oder deren Anlaß

von vornherein auf ihre baldige Beendigung

hinweist (Hofimann, 7. Aufl. S. 076 III Anm. 2).

wie z. B. bei Aushilfspersonen in Waren¬

häusern, die nur tür bestimmte Saisonzeiten

um Verkauf eingestellt werden. Daß in der-

rtigen Fällen solche Gelegenheitsarbeiten in

tetiger Wiederholung mehrere Jahre hindurch

usgeführt werden, steht dem Begriff der „vor¬

übergehenden Dienstleistung" im Sinne der Bek.

nicht entgegen (RVA. E. vom 6. Februar 1915,

AN. S. 457). Hierdurch ist der Kreis der nach

5$ 441 ff. RVO. der KV. unterliegenden u. Be¬

schäftigten bereits eng gezogen.

V. f r e i bleiben ferner nach Ziffer 2 der Bek.

vorübergehende Dienstleistungen, wenn sie von

„Personen, die sonst berufsmäßige Lohn¬

arbeit verrichten, während vorübergehender Ar-

l>eitslosigkeit nur gelegentlich, insbesondere zu

gelegentlicher Aushilfe, ausgeführt werden und

uf höchstens fünf Arbeitstage entweder nach

der Natur der Sache beschränkt zu sein pflegen
oder im voraus elurch den Arbeitsvertrag be¬

schränkt sind". Bin selbständiger, vorüber¬

gehend arbeitsloser Schneider, der beispiels¬
weise von einem Konfektionsgeschäft für die

Saisonzeit zur Aushilfe von Schneiderarbeiten

auf mehr als fünf Tage engagiert wird, fällt

nicht unter Ziffer 2 der Bek. Er ist wegen einer

Beschäftigung von weniger als einer Woche

gemäß § 442 RVO. bei der AOKk. gegen

Kiankheit zu versichern.

V. f r e i bleiben weiterhin nach Ziffer 3 der

Bek. vorübergehende Dienstleistungen, wenn

sie von Personen, die sonst keine berufsmäßige
Lohnarbeit verrichten, zwar in regelmäßiger
Wiederkehr, aber nur nebenher und gegen

einen geringfügigen Entgelt ausgeführt werden.

Als geringfügig gilt ein Entgelt, wenn er für

eien Lebensunterhalt während des Zeitraumes,

innerhalb dessen die Beschäftigung in regel¬

mäßiger Wiederkehr ausgeübt wird, nicht

wesentlich ist. Letzteres ist durch Vergleichung
dieses Entgelts mit den übrigen Einkünften der¬

artiger Personen unter Berücksichtigung der

Lebenshaltung des Betreffenden festzustellen.

Nach dem RVA. (E. vom 19. Septem¬
ber 1914, AN. S. 766) soll hierbei der Umstand,

ob der Entgelt der in Frage kommenden Per¬

son ein Drittel des üblichen Ortslohnes über¬

steigt, zwar nicht eine teste Abgrenzung, aber

immerhin einen gewissen Anhalt für die Fest¬

stellung des „geringfügigen Entgelts" in diesem

Sinne geben. „Nebenher" im Sinne der Ziffer 3

der Bek. wird eine Dienstleistung dann ver¬

richtet, wenn sie mit Rücksicht aui den Aut¬

wand an Zeit und Arbeitskraft sowie den Ent-

lt hierfür, zusammengehalten mit den sonsti¬

gen Tätigkeiten und der Lebensstellung des so

Beschäftigten, nur von nebensächlicher wirt-

haftlicher Bedeutung ist (Anl. d. RVA.

Ziffer 50 V). Demgemäß sind nicht v.frei ur

daher beim Vorliegen der oben besprochen«

allgemeinen Voraussetzungen gemäß § 44.

RVO. gegen Krankheit zu -sichern u. B

schäftigte, die sonst keine berufsmäßige Loh

nbeit verrichten, die betreffende Arbeit

regelmäßiger Wiederkehr, aber ohne sonstigt

anderweitigen wirtschaftlichen Haupterwerb ui

gegen Bezahlung eines entsprechenden (jeden¬
falls nicht geringfügigen) Lohnes ausführen.

V.frei sind schließlich nach Ziffer 4 der Bek

vorübergehende Dienstleistungen von „Berul

arbeite™, die während des Bestehens eines regel¬

mäßigen, v.pflichtigen oder nach den §§ 169 bis

174 RVO. v.freien Arbeitsverhältnisses zu eine

bestimmten Arbg. für andere Arbg. neben

b e i (siehe oben), sei es gelegentlich, sei es in

regelmäßiger Wiederkehr, ausgeführt werden.

Demgemäß ist eine Arbeitstätigkeit derartig

Berufsarbeiter nach Ziffer 3 der Bek. nicht v.frei,

wenn sie für den zweiten Arbg. nicht neben¬

her, sondern in Ausübung einer (zweiten) Haupt

berufstütigkeit ausgeführt wird. Unter dieser.

Umständen ist dann weitere Prüfung gemäß
§§ 441 ff. RVO. vorzunehmen, ob derartige Per¬

sonen als u. Beschäftigte der KV. unterlieg*

(das kommt naturgemäß nur dann in Präge,
wenn diese Personen nicht schon zufolge ihrei

Hauptberufstätigkeit nach den allgemeinen Vor¬

schriften kv.pflichtig sind).

Die Ziffern 5 bis 9 der Bek. interessieren im Zu

sammenhang mit unserem Thema weniger.

Auf Grund dieser spezialisierten Regelung ch

Bek. wird die Feststellung des Erforder¬

nisses des § 442 RVO., daß die u. B

schäftigten hiernach nicht v.frei sein dürfen,

im Einzelfalle vielfach Schwierigkeiten bereiten,

zumal die Bek. ja nur die positive Seite der

V.freien im einzelnen regelt (so daß erst durch

Umkehrung jeder Ziffer der Bek. in das Nega¬
tive die Vpfl. festzustellen ist).

Gemäß § 440 RVO. bleibt der im Verzeichnis

der Kk. eingetragene u. Beschäftigte Mitglied
der Kk. auch während der Zeit, in der er vorüber¬

gehend nicht gegen Entgelt beschäftigt ist.

Einzelheiten der Eintragung regeln die $§ 443

bis 445 RVO.; über Löschung des versicherten

u. Beschäftigten im Verzeichnis der Kasse siehe

^ 447 RVO., über sein Ausscheiden § 448 RVO.

über Anmeldung durch den Arbg. § 449 RVO

mit Einzelheiten.

Beiträge und Leistungen des versicherten u. B<

schäftigten setzt die Kk. nach dem Ortslohn

besonders fest; sie kann dabei für einzelne

Gruppen u. Beschäftigter die Sätze des Orts

lohnes durch Zuschläge erhöhen. Jedoch b«

dürfen Festsetzungen dieser Art der Zustin

mung des OVA. Nach Abs. 2 des § 450 RVO.

jetziger Fassung haben die u. Beschäftigten

ihren Beitragsteil (§ 381 Abs. 1 RVO.) selbst

einzuzahlen und nach Absatz 3 haben sie aut

die satzungsmäßigen Mehrleistungen ihrer Kk

33*



rr Anspruch, soweit es die Satzung bestimmt.

ich § 451 RVO. kann d^ Satzung der Kk.

stimmen, daß für u. Beschäftigte der An¬

bruch auf Kassenleistungen erst nach einer

artezeit von höchstens 6 Wochen entsteht.

Von den weiteren Vorschriften der RVO. über

lie KV. der u. Beschäftigten ist dann noch •

452 RVO. besonders erwähnenswert; hiernach

erhält ein u. Beschäftigter, der im Laufe der

letzten 26 Wochen vor der Erkrankung für

mehr als 8 Wochen seinen Beitragsteil nicht

geleistet hat, nur KPfl., das Sterbegeld darf

dann 30 RM. nicht übersteigen. Die nachfol¬

genden Vorschriften der §§ 453 bis 459 RVO.

geben nähere Regelung über Art und Weise

der Zahlung der Beiträge.

Das Sterbegeld in der Sozialversicherung

Sterbegehl (StG.) soll einen Ersatz für die

stattungskosten oder wenigstens einen Bei-

.g dazu bilden. Bei der Anweisung und Aus-

ilung des StG. handelt es sich zumeist um

cht beträchtliche Summen. Vorsichtige und

wissenhafte Bearbeitung solcher Ansprüche
st deshalb ganz besondeis am Platze. Für

die damit betrauten SV.angestellten ist aus

diesen Gründen die genaue Kenntnis der für

liese Leistung maßgebenden gesetzlichen Vor¬

schriften sowie der inzwischen bekanntgewor¬
denen Entscheidungsgrundsätze außerordentlich

wichtig.

StG. wird in der Krankenversiche-
i n g nach § 201 RVO. beim Tode eines

rsicherten gezahlt. Der Tod des Versicherten

der Versicherungsfall (VF.). Für den An¬

spi uch ist danach erforderlich, daß am Todes-

fe noch die Mitgliedschaft oder Anrechte nach

* 214 RVO. bestanden. StG. gemäß §214 RVO.
wird auch nach Ablauf der drei Wochen ge~

hrt, wenn die KH. bis zum Tode geleistet
rden ist. Anspruch besteht ohne Rücksicht

t die Todesursache, auch bei Selbstmord.

Nachzuweisen ist der Tod in der Regel durch

rbeurkunde. Steht der Todestag bei Ver-
' hollenen oder Vermißten nicht fest, so ist der

in eler Todeserklärung nach §§ 13 bis 20 BGB.

ingenommene Zeitpunkt maßgebend. In solchen

Ilen besteht Anspruch auf StG. nur, wenn bis

zum angenommenen Zeitpunkt des Todes die

Mitgliedschaft aufrechterhalten oder die Drei-

Aochenfrist cles § 214 RVO. noch nicht ver¬

strichen ist. Wird ein Verunglückter aufge-
den, dessen Todestag nicht feststeht, dann

st StG. zu zahlen, wenn nach einem Sachver-

ndigengutachten angenommen werden kann,
S eier Tod noch während der Mitgliedschaft
?*r während der Dreiwochenfrist des $ 214

VO. eintrat.

KVgelleistung wird das StG. im Betrage
s Zwanzigfnchen des Grundlohns gezahlt.
'igebend ist der Grdl. zur Zeit des Todes.

vvc>ichend von dieser Regelleistung ist bei

I wirtschaftlich Beschäftigten. Hausgehilfen
1 Unständigen die Festsetzung eines Höchst-

pes an StG. von 30 RM. möglich. Nach

>4 RVO. kann das StG. als Mehrleistung b i s

Hartwig Lindner, Berlin-Tempeihof

zum Vierzigfachen des Grundlohns erhöht, auch

ein Mindest betrag bis zu 50 RM. festge¬
setzt werden. Die Satzung kann diese Mehr¬

leistung von Voraussetzungen (u. a. Wartezeit)

abhängig machen, die alle Mitglieder gleich¬
mäßig treffen. Bei krankenversicherten Arbeits¬

losen war strittig, ob das StG. nach dem auf

Grund des § 119 Abs. 1 AVAVG. zu ermitteln¬

den Grdl. oder entsprechend dem für die Be¬

rechnung der Beiträge getroffenen Erlaß des

RAM. vom 20. Juni 1932 (RABl. I S. 115), wo¬

nach als Grdl. der doppelte Betrag der täglichen
Alu bestimmt wurde, zu berechnen ist. Das

RVA. hat sich in seiner E. vom 8. November

1932 (EuM. Bd. 33 S. 202) dem letzteren Stand¬

punkt angeschlossen.
Stirbt ein als Mitglied der Klc. Erkrankter

binnen einem Jahre nach Ablauf der KH. an

derselben Krankheit, so wird StG. gezahlt,
wenn er bis zum Tode arbeitsunfähig gewesen
ist. Das StG. wird nach dem Grdl. bemessen,
der zuletzt für die Berechnung des KG.es maß¬

gebend gewesen ist; das gilt auch für Weiter¬

versicherte. Hat ein Weiterversicherter, für den

die Voraussetzungen des § 202 RVO. zutreffen,
nach § 313 b RVO. die Kk. gewechselt, so hat

die neue Kasse das StG. nach dem Grundlohn

zu zahlen, der bei der früheren Kk. zuletzt

der Berechnung des KG.es zugrunde lag (vgl.
DK. 1931 Sp. 470). Der Ablauf der KH. wird

durch den Zeitpunkt der Aussteuerung be¬

stimmt (E. des RVA. vom 12. April 1933, AN.

1933 S. 229). Ist innerhalb des Jahres nach Ab¬

lauf der KIL unter der Gefahr der Ver¬

schlimmerung des Leidens Lohnarbeit verrichtet

worden, so hindert das den Anspruch auf StG.

nach § 202 RVO. nicht, wenn tatsächlich Ar¬

beitsunfähigkeit bestanden hat (E. des OVA.

Karlsruhe vom 20. Januar 1931, DK. 1931

Sp. 1028). Hinsichtlich des Betrages des StG.

kommt auch eine Erhöhung nach § 204 RV().

in Betracht, wenn die Satzung nichts anderes

bestimmt. Billigt beispielsweise die Satzung die

Mehrleistung an StG. nur „Mitgliedern" zu, die

eine Wartezeit zurückgelegt haben, so besteht

im Falle des $ 202 RVO. kein Anspruch auf die

Mehrleistung, weil edne Mitgliedschaft nicht

mehr besteht (vgl. Hahn-Kühne, Anm. 2 zu

S 202 RVO).

St.
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Vom StG. werden nach § 203 RVO. zunächst

ehe Kosten der Bestattung bestritten und an

den gezahlt, der die Bestattung b 6SOI g t hat.

Untei Kosten sind alle n o t w e n el i g e n Aus¬

lagen hir die* Bestattung in Berücksichtigung

der Oitssitt u verstehen« An Besonder¬

heit* seien rwähnt: Kosten d« Toten-

< keines, der Leichenschau, cles Transports eler

Leiche /um Leichenhai» Nicht zu elen Be¬

stattungskosten rechnen u. a. die Kosten eler

Leichenöffnung zur Ermittlung e»iner strafbaren

Handlung, der Ueberführung einer bereits be¬

hüteten Leiche an einen anderen Ort. Nach

E. des RVA. ve>m 2$. November 1922 (AN.

1923 S. 150) gehören die Kosten ednes Grab¬

steins nicht zu eh-n notwendigen Bestattungs¬
kosten. Einen anderen Stanelpunkt, allerdings
im bürgerlich-rechtlichen Sinne, nimmt das

RG« in einem Urteil vom 9. Februar 1933 (OK.

1933 Sp. 783) ein. In einer Anmerkung dazu

nimmt elie Schriftleitung eleu- OK. an« elab dieses

Urteil das RVA. in einer neuerlichen E. zu einer

Wesentlich anderen Auflassung elen Rechtslafl
veranlassen könnte.

Anspruch auf das StG. hat eler Besorger
der Bestattung« Besorgen ist elerjenif der

die* Bestattung in seiner Eigenschaft als Ang«

l.oiiL'ei exler als Fremder aus sonstigen Be-

weggründen veranlaßt und den Auftrag zur Be¬

stattung hinein Unternehmer übertragt« Der

Unternehme] führt nur im Auftrage d«»s Be¬

sorgers die Bestattung aus und hat nur einen

bürgerlich-rechtlichen Anspruch aul Bezahlung
«ies vereinbarten Preises gegen sein«, Auftrag¬
geber (vgl. Hahn-Kühne, Anm. zu $ 203 RVO.).

Möglich ist aber, dab der Unternehmer nicht

im Auftragsverhältnis, sondern von sich aus

die Bestattung durchführt. Dann steht ihm elas

StG« ra« Bin Fürsorgeverhand, der iür Be¬

stattung sorgt, kann sich jedoch nicht auf $ 203

RVO., sondern nui auf S 1531 RVO. stützen.

Ueber die aut gewendeten Bestattungskosten
müssen Belege beigebracht werden. Unbezahlte

Rechnungen genügen in eler Re*gel nicht. Da

jedoch der Besorger nach $ 257 BGB« von eler

Kk. Befreiung von der eingegangenen Verbind¬

lichkeil lordern kann, wird hierbei nachsichtig

und nach Zweckmä&igkeitserwägungen zu ver¬

fahren sein. Gegebenenfalls zahlt die Kk. dann

direkt n den Unternehmer. Bemerkenswert

iM, dah auch derjenige als Besorger der Be

stattung anzusehen ist, der auf Grund eines

Versicherungsverti ages elurch Zahlung von

Prämien oder infolge Beitritts zu eineip Be

Stattungsverein durch Zahlung von Beiträgen

«•in Versicherungsunternehmen «>de»r einen Ver¬

ein verpflichtet, eii«* Bestattungskosten für den

Versicherten oder das Mitglied im Falle seines

[°odes zu übernehmen. Tut dies ein Dritter für

«•inen anderen bei dessen Lebzeiten, so besorgt
t r für diesen, wirtse haftlich gesehen, elie Be¬

stattung unel hat demzufolge das StG. zu b«

anspruchen (E. des RVA. vom 12. Dezeml

1930, VZ. 1931 S. 196). Haben mehrere Pr

sonen elie Bestattungskosten bestritten u

reicht das StG. zur Deckung nicht aus, wi

ine verhältnismäßig Teilung vorgenomm»

werden müssen.

Bleibt nach der Bestreitung der Bestattung s

kosten edn Ueberschuß, so sind nach

einander der Ehegatte, die Kinder, d

Vater, die Mutter, die Geschwister bezugsl»

rechtigt, wenn sie mit dem Verstorbenen zui

Zeit sehu*s Todes in häuslicher Gemein¬

schaft g«debt haben. Wenn Bestattung s

kosten überhaupt nicht entstanden sind, dann

gilt elas gesamte StG. als Ueberschuß. Das ist

z. B. der Fall, wenn der Versicherte verbrannt

ode»r ertrunken und nicht aufgefunden ist, wem

die Leiche der Anatomie überwie»s«»n wurd«

oeler wenn ein Versie herungsunternehmen od«*r

Bestattungsverein die» Bestattung ausführt ui

der Versicherte» elie Prämie oder Beiträge «I

tiir sedbst bezahlt hat Der Krc»is der Personen,

die zum Bezüge des Ued>ei sc husses berechtigt
sind, sowie ehe» Reihenfolge und die Voraus

Setzungen der Bezugsberechtigung sind von

Gesetz ausdrücklich vorgeschrieben. ()bwohl

nicht besonders genannt, kommen nicht nui

eheliche, sondern auch uneheliche Kinder als

bezugsberechtigt in Betracht (I des OVA

Magdeburg vom 29. Juli 1931, DK. 1932 Sp. 301)

Fehlen solche Berechtigten, wie sie oben aut

gezählt wurden, überhaupt oder mangelt ihne

das Erforelernis der häuslichen Gemeinschatt

mit dem Verstorbenen zur Zeit seinc»s I ödes

verbleibt der Ueberschuß eler Kasse.

Wie die Passung dc»s Gesetzes erweist, haben

die Bezeugen der Bestattung und die Bezugs

berechtigten für den Ueberschuß einen u i

mittel b a r o n Anspruch gegen elie Kk. Das

StG. gehört somit nicht zum Nachlaß des Vei

sicherten. Hs kann aus diesem Grunde» auch

nicht gegen Ansprüche der Kk. an elen Ver

sicherten gemäfi $ 223 Abs. 2 RVO. nufgereel

net werden. Für Forelerungen Dritter gegen

den Versicherte»n ist Befriedigung aus dem

StG« ebenfalls nicht möglich.

In der K n a p p s c haf tsk r a n k e n v «• i

s i c h e r u n g ist nach $ lö RKG. u« a. ebenfalls

StG. als Gegenstand der Versicherung voru«

sehen. Da die KnKV. nach $ 20 RKG. elie K\

grundsätzlich nach den Vorschriften der RV<

durchführt, gilt für das StG. im wesentlichen

das gleiche, wi«» oben für die KV. ausgeführt
Auch die» K n a p p s ch a f ts p en S I O n s

rs icherung kennt ein StG« Nach § 34

Abs. 1 Nr. 5 RKG. gehört zu den Leistung*
der A r beit e» r pensionskasse die Gewührui

einer Beihilfe zu den B e s t a t t u n g S

kost e n der Knnppschattsinvnliden, ihr

Ehefrauen und Kinder sowie der Empfangi
n Witwenpension und Waisengeld, sow«

nicht StG. eler KV. oder UV. gezahlt wii
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Die Bestattungshilfe ist nach $ 42 RKG.

.it einem Vielfachen der Pension zu be-

messen« Sie beträgt beim Tode eines Knapp¬
schaftsinvaliden min de stens den dreifachen

Monatsbetrag seiner Invalidenpension ohne

Kindergeld, beim Tode einer Ehefrau oder der

Empfängerin einer Witwenpension 60 v. H.,

im Tode eines Kindes oder des Empfängers
eines Waisengeldes 20 v. H. des Mindestbetrags

di Bestattungsbeihilfe für den Invaliden.

iheres bestimmt die Satzung; sie kann feste

itse vorschreiben. Eine entsprechende Rege¬

lung der Bestattungshilfe enthalten die» $$ 56

\bs. 1 Nr. 5 und ö3 RKG. für die Ange«
teilten pensionskasse«

i leber das in eler Gewerbe-Unfallver¬

sicherung zu gewährende StG. äußert sich

$ 58b RVO. Voraussetzung für elen Anspruch
• ut StG. ist Tötung infolge» Unfalls. In Betracht

kommt nicht nur der sofort tödlich verlaufene

Unfall, sondern der auch später durch die Un-

lallfolgen eintretende Tod. Be»i Mitwirkung

anderer Ui suchen auf elen Tod ist für den An¬

spruch erforderlich, elaß eler Unfall den Tod

wesentlich, minelcstc»ns etwa um 1 Jahr be«

schleunigt haben muß (RVA. in EuM. Bd. 15

S 98). Bei Anwendung der Vorschriften über

«lie UV. auf Berufskrankheiten steht nach der

2. VO. Qber Ausdehnung der UV. auf Berufs-

inkheiten vom 11. Februar 1929 (RGBl. I.

27) der Tötung durch Unfall der Tod infolge»

( iner Berufskrankheit gleich. Zu gewähren ist

das StG. im Betrage» des fünfzehnten Teils eles

Jahresarbeitsverdienstes. Die Ermittlung des

Jahresarbeitsverdienstes richtet sich nach den

gS 563 ff. RVO. In der VO. vom 17. Mai 1424

(RGBl. I S. 559) hat der RAM. einen Mindest¬

rag an StG. von 50 RM. festgesetzt Für die»

Auszahlung des StG.es und hinsichtlich der

Anspruchsberechtigimg ist der für elie» KV. gel¬
tende $ 203 RVO. (vgl« oben) entsprechend an¬

zuwenden. Fällig ist das StG. gemäfi $ 612

RVO. binnen einer Woche nach seiner Fest¬

stellung. Ansprüche auf StG. aus der KV. und

UV. bestehen nach § 557a RVO. nebeneinander.

Die BG. kann aber das aus der KV. ge¬

währte auf das von ihr zu gewährende StG.

anrechnen. Die Kk. hat jedoch das von ihr ge¬

zahlte StG gemäßt § 1508 RVO. von der B<

erstattet zu erhalten, soweit es das von der

letzteren zu gewährende StG. nicht übersteigt.
Für ehe landwirtschaftliche UV. gilt
nach § 930 RVO. elas gleiche wie hinsichtlich

eler Gewerbe-UV. Lediglich für die Berechnung

des Jahresarbeitsverdienstes ist nach *$ 932

bis 941 RVO. Abweichendes festgesetzt. Für

die See-UV. sieht § 1090 RVO. vor, daß St(

gewährt wird, falls nicht der Reeder nach

$ 554 HGB. oder $ ö4 der Seemannsordnung

die» Bestattungskosten zu tragen hat und eler

Verstorbene an Land bestattet wird. Das StG.

beträgt nach $ 1097 RVO. für Seeleute, die*

bei eler See~BG< versichert sind, zwei Drittel

des monatlichen Durchschnitts (ein Zwölftel des

Jahresarbeitsverdienstes), der nach den $$ 1067

bis 1072 RVO. errechnet wird. Für bei der

Zweiganstalt, deren Träger ebenfalls die

See-BG. ist, versicherte Seeleute beträgt elas

StG. das Zwanzigfache des Ortslohns nach

S 1060 RVO. Ueber die Zuständigkeit von

See-BG. oder Zweiganstalt unterrichten die»

§§ 1118 bis 1122 RVO. Im übrigen gelten auch

für die See-UV. elie Vorschriften über StG. bei

der Gewerbe-UV.

Die beiden Rentenversicherungen, di«* Inva¬

li d e n v e r s i che r u n g unel die A n g e -

stelltenversiche r u n g ,
kennen ein St(i.

im eigentlichen Sinne nicht. Als eine Leistung,

die» etwa dem Ueberschu&StG« gleicht, kann man

aber in der InvV. die Zahlung eler vollen Rente»

für elen Sterbemonat nach $§ 1301 bis 1303RVO.

bezeichnen. Entsprechende Vorschrit t«»n sind

für die AngV. in den SS M bis 66 AVG« ent¬

halten«

Dritte Verordnung zur Neuordnung der

Krankenversicherung Gustav Wasewitz, Berlin-Friedrichshagen

Zur Neuordnung der Krankenversicherung hat

er Reichsarbeitsminister folgende, im RGBl. I

978 veröffentlichte dritte Verordnung ei

?sen:

Ulli' I

des

I. Wenn
...

der Zeit roai 2t. März l>i^ mm

i'inb« P'H die Satzung einer Krankenkasse

es Kasseaverbandes die Zahl der Mitglieder
rstandes oder dea Ausschusses herabgesetzt bat. ><>

innt die Rechtwirksamkeit der Satzungsänderung
der Genehmigung durch <lt»^ Oberversicherungsarnt.

2 1 \l.v i «Irr RVO. erhält folgende Fassu

- Beitrage sind so zu bemessen, dafl sie, die

•deren Einnahmen eingerechnet, für die zulässigen
iben der Kass* ausreichen. te sind in Hun¬

tstein des Grundlohns restzusetzen, tur die Fr¬

ist die Woche zu sieben, der Munal su

Big und »Lis Jahr zu dre ihuädertundsechj

i setzen."

* ;. Die Vorschrift des I i tritt am I. Ilezembei H

in Kral

Der Js> 1 dieser Verordnung enthält nichts

Neues. Er unterstreicht nur, dafi die Vor¬

schrift des $ 324 RVO., Satzung und Satzung»

Änderung bedürfen dei Genehmigung d<

OVA., nach wie» vor Geltung hat. Zu den gi

nehmigungspflichtigen Satzungsändei ungen g<

hören auch, das ergibt sich zwangsläufig aus

dem $ 321 RV()., Aenderungen Qber di*»

Zusammensetzung des Vorstand« und Aus-

husses. Die Herabsetzung der Zahi von Vor¬

stands*- und Ausschußmitgliedern ist zweifellos

eine Aenderung der Zusammensetzung des
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Kassenvorstandes und -ausschusses. Auf jeden
Fall behebt aber der § 1 der Verordnung jeden
Zweifel. Erst mit der Genehmigung durch das

OVA. wird die Zahl der Vorstands- und Aus¬

schußmitglieder vermindert. Bis zu der Ge¬

nehmigung gelten die alten und größeren
Zahlen.

Neues bringt aber der § 2 der Verordnung.
Bisher waren die Kassenbeiträge für jeden
Kalendertag zu erheben. Das war aller¬

dings nicht ohne weiteres aus dem Gesetz zu

i sehen, ergab sich aber aus eler Aenderung
der RVO. durch das Gesetz vom 19. Juli 1923.

Bi9 dahin durften die Kk.en nach dem § 397

Abs. 4 (alter Fassung) die Beiträge für volle

Wochen ansetzen. Durch die Aenderung des

§ 397 fiel diese Befugnis fortf die Beiträge
mußten nunmehr nach Kalendertagen berechnet

werden. Zwar verleitete die Vorschrift des

§ 180 RVO. die Kassen immer wieder zu der

Annahme, daß auch für die Beitrags¬
berechnung die Woche zu sieben, der

Monat zu dreißig und das Jahr zu 360 Tagen
anzusetzen sei. Sie übersahen dabei, daß der

$ 180 nur die Berechnung des Grundlohns,
nicht aber die Berechnung der Beiträge regelt.
Durch E. des RVA. vom 20. Januar 1932

(Dtsch. KK. 1932 Sp. 1098) wurde dieser Irrtum

korrigiert. Das RVA. stellte fest, daß die

Kassenbeiträge stets nach der wirklichen Zahl

der Tage zu berechnen sind, auf die sich die

Beitragserhebung erstreckt, und daß demzu¬

folge für einen Monat mit 31 Tagen die Bei¬

träge für 31, nicht aber für 30 Tage ange¬

fordert werden müssen. Diese E. veranlaßte

den Präsidenten der RfAuA. zu folgendem Be¬

scheid vom 23. November 1933:

..Es ergibt sidi hieraus, dali aueh in Fallen, in denen

di<- kk tu die Beitrage nadi dem wirklichen

Arbeitsverdienst des Monats berechnen, zunächst ffe-

mall § 1N0 Abt. t Sati 4 ein Dreißigstel des wirk¬

lichen Arbeit*«« erdienstt s als den auf elen Kalendertag
entf.illrii.fen (.rundlohn an/uset/eu und nach diesem

(.rumllohn entsprediend der tatsächlichen Zahl der

1'afre des Monats (also im Februar für 2S bzw. 29 Tage
und in den Monaten mit 3t Tagen für Sl Tege) die

Beitrag*höhe /u bemessen ist.*4

Gestützt auf diesen Bescheid verlangten die

Lnndesarbeitsämter (LAÄ.) von den Kk.en, daß

sie in allen Fällen, also auch dann, wenn

der (Grundlohn nach dem wirklichen Arbeits¬

verdienst festgesetzt worden ist, die Arbeits¬

losenbeiträge für jeden Kalendertag erheben.

für den Fall einer Weigerung wurde den Kk.en

? in Schadenersatzanspruch angedroht. Dieses

Verlangen erweckte einen allgemeinen Wider¬

spruch der Kk.en und Arbg. Abgesehen da¬

von, daß ein Hauptzweck der Berechnung der

Beiträge nnch dem wirklichen Verdienst, das

vereinfachte Beitrags verfahren,
damit verloren ging und Kk.en und Arbg. die

Beitragsberechnung wesentlich erschwert

wurde, hatte das Verlangen der LAÄ. auch

noch eine Beitragsbelastung der Arbg. unel

Vers, zur Folge. Und das führte wieder zu

neuen unerquicklichen Angriffen gegen

Kloen, die für alles, was sich aus der AIV»

ergab, verantwortlich gemacht wurden, We;

der RAM. nunmehr den § 385 RVO. geänd«
hat, dann ist damit ein Wunsch der Kk.en, d.

Arbg. und auch der Vers, erfüllt und ein u

haltbarer Zustand beseitigt worden. Dem

Arbg. und Vers, zahlten solange ihre Beiträ:

nicht nach dem wirklichen Arbeitsverdier

sondern nach einem Grundlohn, der sich nu

bei Monaten mit 30 Tagen mit diesem Vcm

dienst deckte. Die Bezeichnung „wirklich«
Arbeitsverdienst" war mit dieser Art der Be

tragsberechnung nicht mehr recht in Einklang

zu bringen. Arbg. und Vers., die jahrelan
die Beiträge tatsächlich von dem „wirklichen
Arbeitsverdienst'4 entrichtet hatten, konnten (

nicht verstehen, daß sie jetzt für Monate mit

31 Tagen die Beiträge von einer Summe ent

richten sollten, die über dem wirklichen Ai

beitsverdienst lag, während sie nur in einem

Falle — für den Februar — die Beiträge von

einem Betrage zu zahlen hatten, der den tat

sächlichen Verdienst nicht erreichte.

Durch die Aenderung des § 385 RVO. ist eir

gleichmäßige Beitragsberechnung er¬

reicht worden, die auch eine Erhebung d

Beiträge von dem wirklichen Arbeitsver¬

dienst gewährleistet. Wird bei einem Monat

verdienst der Grundlohn nach § 180 Abs. 1

a. a. O. durch Anwendung des Teilers 30 er¬

mittelt, andererseits aber der Monatsbeitrai;

mit 30 Tagen angesetzt, dann kommt man zu

dem gleichen Ergebnis, wie bei einer Erhebuni»

des Hundertsatzes von der Monatssumm«.

Beide Berechnungsarten unterscheiden sich nm

darin, daß die letzte einfacher ist. In dei

Praxis ergibt sich aus der Aenderung des

$ 385 Abs. 1 folgendes:

1. Werden die» Beiträge für volle Wochen

(achttäglich, vierzehntäglich, vierwöchentlich)

erhoben, dann sind die Beiträge für jeden Ka¬

lendertag zu entrichten.

2. Werden dagegen die Beiträge für Kalender¬

monate angefordert, dann ist für Vers., dir

einen vollen Monat hindurch beschäftigt wor¬

den sind, jeder Monat — unabhängig von

seiner Länge — mit 30 Tagen anzusetzen. Püi

Vers.r die nicht den vollen Monat hindurch b

schäftigt wurden, sind die Beiträge für die in

Betracht kommenden Kalendertage zu zahl»

3. Wird die Höhe des Grundlohns durch de»

wirklichen Arbeitsverdienst bestimmt, dann ist

der Hundertsatz ohne Rücksicht auf die Zahl

der Beschäftigungstage von dem beitragspfliel
tigen Verdienst (§ 180 Abs. 1 Satz 3) zu ei

hebert

Beispiele:

a) Ein Vers, ist vom Montag, dem 1. Mai, 1>

Sonntag, dem 11. Juni, also volle seel

Wochen hindurch beschäftigt worden. D

Kasse A erhebt die Beiträge vierwöchentli«

beginnend mit einem Montag. Da bei die-

Beitragsberechnung die Woche zu sieben Tage-
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nzusetzen ist, sind für 0 X 7 — 42 Tage Bel¬

äge zu entrichten.

Die Kasse B erhebt die Beiträge monatlich. Da

der Monat zu 30 Tagen anzusetzen ist, wären,

wenn der Versicherte dieser Kasse angehören
würde, für den Monat Mai die Beiträge für

30 Tage und für den Monat Juni für 11 Tage,
zusammen also nur für 41 Tage zu zahlen.

In diesem Falle würde» die vierwöchentliche

Beitragserhebung dem Arbeitgeber und seinem

Beschäftigten nachteilig sein.

h) Ein Vers, war vom Montag, dem 1. Februar,
bis Sonntag, dem 28. Februar, also volle vier

Wochen und gleichzeitig auch einen vollen

Monat hindurch tätig.
\n die Kasse A, die ihre Beiträge vierwöchent¬

lich anfordert, hätte sein Arbg. für 4X7 =

28 Tage Beiträge zu entrichten. An die Kasse B,
die» ihre Beiträge monatlich erhebt, müßten

für 30 Tage Beiträge gezahlt werden, weil das

Beschäftigungsverhältnis einen vollen Monat

hindurch bestanden hatte und der Monat nun¬

mehr in jedem Falle mit 30 Tagen anzu-

setzen ist.

Hier würce demnach, aber nur für den Fe¬

bruar, die monatliche Beitragserhebung nach¬

teilig sein. Hatte der Februar jedoch 29 Tage,
> wären bei jeder Art der Beitragserhebung

die Beiträge nur für 28 Tage zu zahlen, weil

das Beschäftigungsverhältnis in diesem Falle

keinen vollen Kalendermonat ausfüllte. Keine

der beiden Erhebungsarten würde dann mit

item Vorteil oder Nachteil verbunden sein.

c) Wären beide Vers. Mitglieder der Kasse C,
die ihren Grundlohn durch den wirklichen Ar¬

beitsverdienst bestimmen läßt, dann hätten ihre

Arbg. die Beiträge nicht für bestimmte Zeiten,
sondern lediglich von dem wirklichen Ver¬

dienst zu entrichten, ganz gleich, ob die Kasse

die Beiträge wöchentlich oder monatlich er¬

hebt. Zu berücksichtigen wäre dabei der Ver¬

dienst, den der Versicherte innerhalb der

satzungsmäßigen Beitrngsperiode (vier Wochen
oder einen Monat, um bei den Beispielen zu

bleiben) erzielt hatt»

Die neue Bestimmung des § 385 Abs. 1 RVO.,

daß für die Beitragserhebung das Jahr zu 360

I agen anzusetzen ist, kommt praktisch gai

nicht in Frage. Denn nach § 393 RVO. dürfen

die Zahltage höchstens einen Monat aus¬

einanderliegen. Eine- sntzungsmüßige Vor-

schrift, daß die Beiträge* jährlich erhoben wer-

m und daß dabei ehis Jahr mit 3W) Tagen

nzusetzen ist, würde gegen den § 393 ver¬

stoßen.

Soweit die Kk.en ihre Beiträge monatlich er¬

heben, haben sie durch die Neuregelung der

Beitragserhebung einen jährlichen Beitrags¬
verlust von fünf und in Schaltjahren von

ehs Tagen. Dieser Verlust wird aber um

das Mehrfache aufgewogen durch den Fort¬

fall der Schwierigkeiten und Aergernisse, die

aus der Beitragsberechnung nach dem wirk¬

lichen Arbeitsverdienst entstanden waren, und

durch die vereinfachte Beitragserhebung nach

Kalendermonaten. Außerdem sparen auch die

Vers, und ihre Arbg. einiges dabei. Die Kassen

können den Verlust verschmerzen, die Vers.

und ihre Arbg. aber den Gewinn gebrauchen.
Und auf das letztere kommt es nicht zum

wenigsten an.

Leider hat der RAM. eliese Gelegenheit nicht

wahrgenommen, um auch eine andere bös'»

Seiche aus der Welt zu bringen: die Pflicht zur

Entrichtung von Arbeitslosenbeiträgen für

Krankheitszeiten. Das RVA. hatte be¬

kanntlich in einer E. vom 9. November 1932

erklärt, elaß krankenversicherungspflichtige
Arbn. auch in Krankheitszeiten, für die nach

§ 383 RVO. die Beiträge zur Krankenver¬

sicherung fortfallen, beitragspflichtig zur Ar¬

beitslosenversicherung bleiben, solange das

versicherungspflichtige Beschäftigungsverhält¬
nis fortdauert. Der Präsident der RfAuA. hat

zwar in einem Rundschreiben vom 18. Januar

1933 (VZ. 1933 S. 72) gebeten, die Anwendung

dieser E. nur auf diejenigen Fälle zu beschrän¬

ken, in denen während Krankheitzszeiten Ge¬

halt oder Lohn weitergezahlt wird. Das ist je¬

doch nur eine Zwischenlösung. Meines Er¬

achtens ist die E. dei RVA. nicht haltbar (vgl.

ArbVers. 1933 S. 69). Da aber der § 145

AVAVG. nicht die erforderliche Klarheit ent¬

hält, einmal von „Zuschlägen zu den Kassen¬

beiträgen" spricht, bei der Anführung der

RVO. aber elen § 383 unerwähnt läßt, wäre*

es dringend notwendig, durch Aenderung des

S 145 AVAVG. dem Streit um die Richtigkeit
eler E. des RVA., elie selbst die Reichsanstalt

nur mit gewissen Einschränkungen gelten

lassen will, ein Ende zu machen. Arbg. und

Vers, würden dafür sehr dankbar sein.

Die Erstattung von Wochenhilfekosten

nach § 313b Abs. 2 RVO.

scheiel ch RVA. vom 29« September
1933 II K 2040 703 33 -

.
Vor¬

behaltlich einer Entsch. im Rechtszuge nimmt

RVA. an, daß zu den Kosten der

WH. oder FWH. im Sinne der NotVO. vom

Dezember 1931 (RGBl. I S. ö99, 719) Fünf

leil Kap. I Abschn. 2 $ 6 (betr. g 313b Abs

RVO., Schriftl.) auch die an Stelle des Wochen¬

geldes tretende Gewährung tfon Kur und Ver¬

pflegung in einem Wöchnerinnenheim nach

| 1% RVO. (zu vgl. auch t$ 205a Abs. 7 Satz 2

RVO.) gebor

Sechste

DurchfVO. zum Berufsbeamtengesetz.

Auf (irund ele-s § 17 des Ges. zur Wiederher-

llung des Berufsbeamtentums vom 7. April
1^33 ist unter dem 4. Novemb 1933 die
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folgende 6. DurchfVO (RGW« I S« 906) er-

iniron:

Nr. 1 und 2 der Dritten DurchfVO. zu $
eiten entsprechend für ehe Beamten der der

Reichsaufsicht unterstehenden Träger eler so¬

zialen Versicherung mit eler Maßgabe, dafi
auch die* tatsächliche Dienstzeit in Planstellen
eles Dienstes bei einer Gemeinde oder einem
(lemeindeverband sowie in Beamten- oder

Dienstordnungsstellen eines Trägers ehr so¬

zialen Versicherung nngere»chnet wird, und dafi
elie Entscheidung nach Nr. 2 Abs. lb der RAM.
trifft. An die Stelle der §§ 36, 47 und 49 des

Reichsbeamtengesetzes und des Gesetzes vom

4. Juli 1921 (RGBl. I S. 825) treten die ent¬

spi eerhenden Vorschriften des VTr.; fehlen

solche», so gelten elie reichsrechtlic"hen V<
schriften entsprechend«

Änderung von Vorschriften über die

Zwangsvollstreckung und das Arrest¬

verfahren«

Das Gesetz zur Aenderung des Verfaihrens ir.

borgerlichen Rechtsstreitigkeiten vom 27. Ok¬
tober 1933 (RGBl. I S. 780 785) enthält in Ar¬
tikel 1 unter VIII Nr. 27 bis 31 aurh A(»n~

derungen von Vorschriften Qber die» ZV. und

elas Arrestverfahren« An diesen Aenderungen
sind die» Vir. als Gläubiger von Beitrags¬
schuldnern interessiert« § 966 ZPO« bezeichne!
dieArten der ZV. in ein Grundstück, nämlich Ein¬

tragung einer Sicherungshypothek für die» For¬
derung, Zwnngsvei Steigerung unel Zwangsver¬
waltung. Nach Abs. 3 bisheriger Fassung
durfte eine Sicherungshypothek nur lüi einen

Betrag eingetragen werelen, der die» für dic

Zuständigkeit1 der Amtsgerichte» in Streitig¬
keiten über vermögensrechtliche Ansprüche
festgesetzt Wertgrenze überstieg« Trotz Er¬

höhung der Wertgrenze elurch NotVO. ist es

bishei Ihm dem ursprünglichen Grenzbetrag von

500 RM. geblieben« Dieser Absatz 3 ist dahin

abgeändert, dafi eine Sichei ungshypothek nur

für einen Betrag von mehr als 300 RM. ein

getragen werden darl. Die» Herabsetzung des

Mindestbetrages von 500 RM. auf 300 RM. stellt
für die Glaubiger einen Vorteil dar. Für <\ew

Muidestbetrag von 300 RM. bleiben Zinsen un¬

berücksichtigt, soweit sie als Nebenforderung
geltend gemacht sind. Auf Grund mehrerei
demselben Gläubiger zustehende.1 Schuldtitel
kann eine» einheitliche Sicherungshypothek ein¬

getragen werelen. Wesentlich ist auch, dah ir.

der neuen Fassung des $ SM Abs. J ZPO.
nicht mehr enthalten ist, dafi eine Sicherunirs-
hypothek aut Grund eines „vollst! eckbaren
Schuldtitels'4 eingetragen werden darf. Das

Verwaltungszwangsverfahren (VZV.), elas für
eiie» VTr. hauptsachlich in Frage kommt, kennt
einen „vollstreckbai en Schuldtitel'4 nicht. Es

genügt hie»i die*Feststel 1 ung der .Voll¬
st reckungsbehörde, daa in „vollstreckbarer
Anspruch

'

gegeben ist. Aus diesen Ver¬
schiedenheiten entstanden <>lt Schwierigkeiten
mit den Grundbuchämtern. Durch Weglassung
des Erfordernisses eini „vollstreckbaren
Schuldtitels*4 dürften d_k Schwierigkeiten für

s VZV. behoben sein.

Bisher hatte \hs. 2 ZPO. (Offenbarungi
eidveifahren) folgenden Wortlaut: „Die An¬

wesenheit eles Schuldners in elem Termin
nicht erforderlich." Die neue Fassung laute

tzt: „Die Ladung zu elem Termin zur Leistur
des Offenbarungseides ist elem Schuld)
selbst zuzustellen, auch wenn er einen Fr

zefibevollmächtigten bestellt hat; einer Mit

teilung an elen Prozeßbevollmächtigten bedar
s nicht. Dem Gläubiger ist die Terminsbestir

mung nach Maßgabe des $ 357 Abs. 2 ZP( I

mitzuteilen. Seine Anwesenheit in dem Termii
ist nicht erforderlich."

Die weiteren Aenderungen betreffen d
Arrest verfahren, elas aber im VZV. geringer.
Bedeutung hat, ela die Vollstreckungsbehörd«
immer, wenn elie Zahlungspflicht begründet i

sofort mit eler ZV. selbst vorgehen kann (v_
Kautz-Riewald, Anm. 1 zu § 53 VO. über das
VZV.). Dem $ 022 ZPO. wird als Abs. 4 ai

gefügt: „Ist die» Entscheidung elurch Endurt<
erlassen, se> findet in eler Berufungsinstanz dei

§ 51^ Abs. () ZPO. keine Anwendung." Dei
$ 924 Abs. 3 ZPO. erhält folgende Fassui.

„Durch elie» Erhebung eines Widerspruchs wird

die» Vollziehung des Arre»sts nicht gehemn
Das Gericht kann aber eine» einstweilige An¬

ordnung nach § 707 ZPO. treffen." Dem § 925
ZPO. wird als Absatz 3 angefügt: „In eler Bi

rufungsinstanz ßndet der $ 51() Abs. 6 ZP(

keine Anwendung.*4
In Kraft treten eliese Aenderungen mit d»

I.Januar 1934« Lk.

Neues Recht

für Krankenkassenangestellte.
Die zweite VO. der Reichsregierung zur Nt
i i dnung der KV. vom 4. November 1(*

(RGBl. I, S. 809) befallt sich nut dem Recht <i

KassenangesteUten« Nur wer tiefer in elas (_

triebe einer Kk. hineingesehen hat, weiß, daß

eS sich hier um eine der wichtigsten Grund¬

fragen eler KV. handelt« Auch das bes

materielle Recht kann sich nie voll entfalten un

ZU seiner tiefsten Wirkung kommen, wenn i

von einem Beamtenkörper gehandhabl wii

der nicht von allerhöchster Güi ist. M:

gutem Grund hat sich deshalb die Regierung
diesei Frage noch vor der zu erwartende

(lesamtneuordnung der KV. angenommen.
Die VO. ist offensichtlich ein Ausfluß dei

Grundhaltung der Regierung, elie bekannt ii<

das P 8 c h b e» a in t e n t u m wieder ganz klar

zur Geltung bringen will. Zu diesem Zwecl

knüpft elie» VO. an an die» bereits bestehei
<\on Prüfungseinrichtungen für Kk*enangestellt<
I)aß solche Prüfungseinrichtungen heute- wohl
in allen bed den Kk.en bestehenden Diens

Ordnungen (DO.en) begründet sind, darf m

annehmen. Deshalb konnte die» VO. daraui

verzichten, die Prüfungen als solche obligat
lisch vorzuschreiben« Sie» setzt das Besteht
in Form eines Bedingungssatzes („Wenn
DO.,.. edne» Prüfung vorsieht**) voraus. Soll
allerdings bei einer Kk. (oder einem Kass«

verbände oder einer Kassenvereinigung, für di«

die VO. entsprechend gilt) eine Prüfung nici

vorgeschrieben sein, so kann insoweit elie» V<

aul ihre» Angestellten rocht angewendet werde

In der Zeit bis zum 31« Dezember 1935 ist l><

alh Kl ea. K .nverbonden und -vereii

gungen, die eine Prüfung für ihre Angestellte

542



[geschrieben haben, eine Bet r ei ung von

lieser Prüfung ausgeschlossen. Das gilt
auch dann, wenn die Dienst- oder Prüfungs¬
ordnungen selbst derartige Befreiungsmöglich¬
keiten vorsehen (z. B. wegen langjähriger Be¬

währung in ähnlichen Stellungen oder wegen

hervorragender Leistungen auf dem Fach- odei

einem ihm naheliegenden Gebiete). Dagegen
wird man annehmen dürfen, elaß eine Prüfung
dann nicht abgelegt zu werden braucht, wenn

der Angestellte oder Anzustellende bereits eine

andere, gleichwertige Prüfung bestanden
t und die Dienst- oder Prüfungsordnung die

Ablegung dieser anderen, gleichwertigen Prü-

tung ausdrücklich als genügend für die An-

stedlung oder Beförderung anerkennt. Zwai

wird dies in der VO. nicht ausdrücklich <j

sagt, eloch scheint sich mir dies aus ihrem

/weck zu ergeben.

freiungen, elie bereits früher ausgesprochen
worden sinel, behalten ihre Wirksamkeit. Un¬

wirksam bleiben jedoch Befreiungen, die erst

ch dem 1. März 1Q33 ausgesprochen wur¬

den. Nach diesem Tage befre»ite Angestellte»
müssen also die» Prüfung noch nachholen, es

sei elenn, sie wären auf Grund eler Befreiung
bereits fest angestellt oder befördert worden,

wenn ehe* Anstellung oder Beförderung bereits

1 dem Inkrafttreten der VO. erfolgte». Ist da-

gen elie Anstellung oder Beförderung erfolgt,
ohne elaß elie vorgeschriebene Prüfung abgelegt
wurde» ui d ohne» daß ausdrücklich (»ine» Be-

iung von der Prüfung ausgesprochen wor¬

den ist, so erfolgt zwar keine Entlassung, docii

ist rlie Prüfung nachzuhe)le»n. Geschieht elit

idcht oder wiref die» Prüfung ruht bestanden,
so dürfte» der Angestellte nach $ 357 Abs. 3
RVO. zu entlassen sein, weil dann der ganze*

Anstellungsvertrag der IX). zuwiderläuft und
mithin nichtig ist.

sondere Vorschriften trifft dio VO. für solche*

Iie, in denen elie» Ablegung eler Prüfung
von bestimmten Beschäftigungsdauern ab¬

hängig gemacht ist. Für die nach elem I. März

1933 eingestellten volljährigen Angestellten
kann die» e>berste* Verwaltungsbehörde» diese
Fristen bis auf ein Jahr verkürzen. Doch kann

? ine solche Anordnung nur allgemein erfolgen,
eine Verkürzung nur für bestimmte An-

stelltengruppen oder für einzelne» Angestellte
ist nicht möglich. Sollten elie» in Frage
kommenden Angestellten bereits in einei

Stellung beschäftigt werden, für elie eine Be¬

förderungsprüfung vorgeschrieben ist, so kann

roch eine weitere Verkürzung eler Wartezeiten

erfolgen, derart, daß elit» Anstellungsprüfung
reits nach einem halben Jahre» abgelegt und

dafi, falls zwischen Anstellung?- und Beförde¬

rungsprüfung eine weitei Wartezeit liegen
muß, auch diese auf ein halbes Jahi verkürzt

• den kann. Im ungünstigsten Falle könnte

an also die Beförderungsprüfung nach einem
'ihre abgelegt werden, im günstigsten — wenn

der Angestedlte» die Anstellungsprüfung bereits
nacht oder zwischen Ansteüungs- und Be-

förderungsprüfung keine Wartezeit vorgeschrie¬
ben ist nach einem halben Jahre.

2 der VO. schreibt vor, daß bei der Vor-

itung unel der Durchführung der Prüfungen
iuf Frontkämpfer, bewährte Kämpfer für die

national Erhebung und Schwerbeschädigte
Rücksicht zu nehmen ist. Die Rücksichtnahme»

bei eler Vorbereitung dürfte insbesondere darin

ZU bestehen haben, elaß für dies» (huppen
etwa besondere Förderkurse eingerichtet wer¬

den und eiaß ihnen auch die notwendige Zeit

zur Teilnahme an derartigen Kursen zu ge¬
währen ist. Die Rücksichtnahme bei der Prü-

tung könnte m. E. etwa so erfolgen, daß nicht

so sehr auf elas augenblicklich präsente Wiss.

geachtet, sondern auch elie Fähigkeit des Prüf¬

lings, sich schnell in elas Wissensgebiet einzu¬

arbeiten, in Betracht gezogen wird. Allerdiiu
wird die Rücksichtnahme nicht soweit aus¬

gedehnt werden können, daß offenbar unfähige
Kräfte Zugang /u den Kassenverwaltungen
finden.

Der Begriff eles Frontkämpfers im Sinne dieser

Bestimmung deckt sich mit dem aus anderen

Gesetzen bekannten Begriff. Es genügt nicht,
daß der Betreflende während dea Krieges Un

Heeresdienst stand; er muß vielmehr bei der
fechtenden Trupi in einer Schlacht, einem

Gefecht, einem Stellungskampfe, einer Belagt
rung usw. teilgenommen haben.

Aehnlich ist der Begriff des Kämpfers für die
nationale» Erhebung zu fassen. Nicht elie Mit¬

gliedschaft zu nationalen Verbänden ent¬

scheidet; es muß sich vielmehr um Personen

handeln, eil« als „Kämpfer" anzusehen sind und

sich als solche bewährt haben.

Was die» Schwerbeschädigten anlangt, so han¬

delt (»s sich bei ihnen nicht nur um Kriegs¬
beschädigte», sondern um Schwerbeschädigte
schlechthin. Sie gentefien noch einen beson¬
deren Vorzug insofern, als für si«» vor allem
die Stellen offenstehen, die» keiner besonderen

Vorbildung bedürfen. Die» Kk.en haben, soweit
es nach ihrei Größe» und der Art der ZU

leistenden Arbeit möglich ist, solche Stellen

planmäßig zu schaffen. Bei ihrer Besetzung
kann dann von eler Ablegung einer Prüfung

abgesehen werden. Das Nähere hierüber be«

stimmen die obersten Verwaltungsbehörden.
Der Zweite Teil der VO. befaßt sieh mit elei

Versetzung von Kk*enangestellten. Das ist

etwas grundsätzlich Neues, de»nn bisher war«

Versetzungen von einer Kk. zu einer andere

nicht möglich. Ob ele*r Kk.enange»stellte tu

einer anderen Kk. kam, lag nur bei ihm« Da

der Stellenwechsel nicht selten damit ver¬

bunden war, dafi der Kk.e»nangeste»llte bei der

neuen Kk. auf bereits erdiente Vorteile ver¬

zichten mußte», hat diese latsache zu einer ge¬

wissen Unbeweglichkeit der Kk.enangestellt<
führt. Es gab Kluenangestellte, ehe sich

der „Ochsentour" vom Lehrlii bis zum

leitenden Beamten ihrer Kk. hinaufdiente

ohne» auch nur einmal in die Verhältnisse eim

anderen Kasse hineingesehen zu haben. Dnß

dabei eine gewisse Einseitigkeit sich heraus

bildete lag auf der Hand. Hiei schafft die VO

Abhilfe*.

I), oberste Verwaltungsbehörde kann jetzt
Kassenbeamte und dienstordnungsmäfiig An¬

stellte» in eine freie Stelle bei einer anderen

Kk. versetzen, wenn die* „Belange des Dienstes

erfordern. Eine Zustimmung des An-

ste»Ilte»i zu der Versetzung ist nicht nötii

ich gibt es gegen eine derartige Anordnung
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o n Verwaltung^!)* de keine Be¬

se .?.werdemöglichkeit. Wohl kann aber auch

Angestellte um seine Versetzung bitten.

Nicht erforderlich ist weiter, daß die beteiligten
Kassenvor ide der Versetzung zustimmen;
ie 3i Ntimmung des § 349 RVO., nach der d

Anstellungen mit zwei Drittel Mehrheit durch

den K nvorstand rfolgen, gilt insoweit

nicht. Soll die Versetzung zu einer Kk. ein»

äderen Landes erfolgen i wird sie anstatt

durch die e>}>erste Verwaltungsbehörde durch

n RAM. ausgesprochen.
iür Kassenverbände und KassenVereinigungen
gilt dasselbe wie für die Kk.en, mit dem Unter-

schiede, daß für die Verbände und Vereinig¬

ungen grundsätzlich der RAM. zuständig ist.

Welche Folgen die Versetzung im übrigen füi

<len Kassenbeamten oder -angestellten hat, ist

n der VO. nicht erläutert. Hier dürften die

jrundsätze des .Beamtenrechtes, dem die VO.
insoweit nachgebildet ist, entsprechend anzu¬

wenden sein. Eine Verschlechterung seiner An-

stellungsbedingungen wird der Angestellte
wegen der Versetzung niefit auf sich zu

nehmen brauchen. Auch seine bisherige Amts¬

bezeichnung wird er weiter führen können.
Wieweit ein etwaiger Widerspruch zwischen
dem Anstellungsvertrag und der DO. der neuen

KL von Einfluß auf die Anstellungsbedin-
|ungen ist, wird wohl in Ausführungsbestim¬
mungen noch geklärt werden.

F. Ortner, Berlin-Steglitz.

Familienwochenhilfe bei einer

Eheschließung noch der Entbindung.
Nach § 205a RVO. ist auch den Ehefrauen
von Versicherten, die in den letzten zwei Jahren

vor der Niederkunft mindestens zehn Monate,
im letzten Jahre vor der Niederkunft aber
mindestens sechs Monate hindurch auf Grund
eier Reichsversicherung oder bei dem Reichs

knappschaftsverein gegen Krankheit versichert

Mn sind, eine Wochenhilfe zu gewähren.
Wie bei jeder Leistung Mi der Familienhilfe

t auch für die Familienwochenhilfe der Ver¬
sicherte der Träger dl Unterstützungs¬
anspruchs. Grundsätzlich kann nur er den An¬

spruch auf die Familienwochenhilfe erheben

(vgL Entsch. des RVA., AN. 1918 S. 424r 1922
S. 437 sejwie Hahn-Kühne Anm. 2 und Mitgl.
des RVA. Anm. 5 zu 5 205a RVO.). Nur elann,
wenn die Niederkunft erst nach dem Tode des

Versicherten e*rfo!gt, ist nach $ 205a Abs. 5

RVO. elie Schwangere oder Wöchnerin bezugs-
rechtigt

Als Versicherungsfall gilt sowohl für

die Woe hen- als auch für elie Familienwochen¬
hilfe die Entbindnng« Diesen Grundsati hat

erst neuerdings wiedei der Große Senat des

RVA. in einer Entscheidung vom 19. Oktober
1032 (V. Z. 1933 S. 30) ausdrücklich imter-

strichen. Auch die» Vorschrift ele*r §§ 195a

Abs. 3, 205a Ai I, dai ehis Wochengeld für

die Zeit vor eler Entbindung jeweils sofort,
cht erst mit dem Tage der lerkunft füllr

wird, vermochte nicht, den Großen Senat ele

RVA. zu einer Aufgabe dieses Grundsatzes zu

wegen. Mit Rücksicht auf den Zweck dieser

Vorschriften I aber eler Große Senat einen

1 rennungsstrich zwischen dem Wochengel 1

vor der Entbindung und den Wochenhil

leistungen, die nach ihr zu gewähren sii
Er bezeichnete das Wochengeld vor der Ent

bindung al eine selbständige Leistung, d
nicht schlechthin von der Rechtslage zur Ze
der Niederkunft abhängig gemacht werd»

könne und läßt damit die früher in der Recht

sprechung und Literatur vertretene Auffassun
daß sämtliche Leistungen der Wochenhilfe er

heitlich und unteilbar seien und daß der A
spruch auf diese Leistungen mit dem Eintritt
des Versicherungsfalles — also mit der Ent

bindung — erworben werde, für die Zeit nae

der Neufassung der §§ 195a Abs. 3 und 20

Abs. 3 nicht mehr gelten.

Damit sind aber noch nicht die Fragen beant¬

wortet, ob auch die Familienhilfe nach der

Entbindung fürderhin als eine einheitliche und

unteilbare Leistung anzusehen und ob sie nu

dann zu gewähren ist, wenn die Wöchnerin
schon am Entbindungstage Ehefrau d

Versicherten war.

Aus dem Wortlaut des § 205a ist nicht ohn»
weiteres zu ersehen, daß die Wöchnerin bereits
im Zeitpunkt ihrer Niederkunft Ehefrau
des Versicherten sein muß, wenn dem Ver¬
sicherten die Familienwochenhilfe gewährt wei¬

den soll. Er verlangt nur, daß die Wöchne¬
rinnen Ehefrauen sein müssen. Auf de

ersten Blick könnte deshalb der Antrag eine>

Versicherten, ihm als Träger de Unter¬

stützungsanspruchs die Familienwochenhilfe für

seine Frau zu gewähren, mit der er erst nae

der Entbindung die Ehe geschlossen habe, nicht

unbegründet erscheinen. Ist die Wöchnerin
außerdem noch unmittelbar oder bereits kurze»
Zeit nach der Niederkunft seine Ehefrau ge¬

worden, dann hätte ein derartiger Antrag sog.
sehr viel für sichr weil sich ja die Leistungen
der Familienwochenhilfe beim Wochengeld aul

se»chs und beim Stillgeld sogar auf zwölt

Wochen nach der Niederkunft und damit noch

auf einen Zeitraum erstrecken, während dem

elie Wöchnerin schon „Ehefrau" des Ver¬
sicherten ist.

Der Fall sieht aber ganz anders aus, wenn die

Eheschließung nicht schon während der ül

liehen Laufzeit der Familienwochenhilfe, se>i

dern erst später, vielleicht erst nach Monaten

oder gar erst nach Jahren erfolgte. In einem

solchen Falle würde eh Wochenhilfe ihren

Hauptzweck, die Wöchnerin sofort unel

wirksam zu unterstützen, gar nicht zu ei

füllen sein. Die Sachleistungen wären übei

haupt nicht mehr nachzugewähren, und das

Wochen- und Stillgeld würde eine andere Ver¬

wendung finden, als eler Gesetzgeber gewollt
hatte. Nach der Vorschrift des § 206a Abs.

RVO. sollen elie Kk.en aber als Familier

wochenhilfe alles gewähren, was der $ 195a ir

inem 1. Absatz unter elen Nr. 1 bis 4 au:

zählt. Daraus ergibt sich zwingend, daß di«

Wöchnerin bereits beim Eintritt des Versich»

rungsfalles Ehefrau des Versicherten gewese

sein muß, wenn ihr ehe Familienwochenhilfe ge
währt werden soll.

Diese Lösung kann aber nicht befriedigen. )X

der Gesetzgeber Mutter und Kind für eine l>

stimmte Zeit schützen und unterstützen, dam

darf ei iuch diejenigen Wöchnerinnen nie
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¦
. der Unterstützung ausschließen, die zwar

nach der Entbindung, aber noch

während der gesetzlichen oder satzungs¬
mäßigen Unterstützungszeit Ehefrauen von

Versicherten werden. Er sollte diesen Ehe-

iuen wenigstens den Teil der Wochenhilfe

.billigen, der im Regelfalle vom Tage ihrer

Eheschließung bis zum Ablauf der sechsten

bzw. zwölften Woche nach der Entbindui

er der längeren satzungsmäßigen Unter-

Ntützungsfrist noch zu gewähren wäre. Wirel

_e Ehe innerhalb eines bestimmten Zeitraun

nach der Entbindung geschlossen, dann wäre

l zu begrüßen und für die Kk.en tragbar, wenn

den Wöchnerinnen auch die erwachsenen Heb-

immenkosien erstattet und der Entbindungs¬
kostenbeitrag nachgezahlt werden würde. In

lern Rahmen der gesetzlichen Förderung von

Eheschließungen könnte auch diese Unter¬

stützung elann einen bescheidenen Platz ein¬

nehmen. Gustav Werner, Berlin.

Fürsorge
für Wöchnerinnen im Mittelalter.

Schon im Mittelalter, in dem es keine plan¬
mäßige Vorsorge gegen Krankheitsfälle gab,

¦ >gesehen von den Einrichtungen der Innungen
nd Zünfte, genossen die Wöchnerinnen in

vielen Gegenden, wie uns alte Ueberlieferungen
berichten, gewisse Sonderrechte. So war z. B.

ich den Rechten des Gotteshauses Frauen-

münster zu Zürich der Amtmann angewiesen,
n Wöchnerinnen Holz zu liefern, „auf daß

elbe Frau dasselbe Kind ehrlich wärmen

und baden möchte". Auch in Wiesendangen
bekamen Bauernfamilien bei Niederkunft der

Prau Holz geschenkt und zwar, wenn das Neu-

borene ein Knabe war, ein Fuder, bei einem

Mädchen einen Karren.

Ein uns jetzt eigenartig anmutender Rechtszu¬

stand war durch eine Bestimmung geschaffe
worden, die in Bischweiler Geltung hatte. War

nämlich in dieser Gegend eine Frau entbunden

>rden und sandte sie oder ihr Ehemann einen

Boten in ein Wirtshaus oder zu einem Bäcker,
nm Wein oder Brot zu holen, so mußte man

m selbst mitten in der Nacht das Gewünscht

^ < rabfolgen. Erhielt er dies nicht, „so mag

i Bote- Wein und Brot selber nehmen unel

das Geld dafür hinlegen und man soll ihn de

wegen nicht büßen lassen*
.

In anderen Gegenden bestand der Brauch, daß

»ehs Wochen lang nach einer Geburt die

Kühe der Wöchnerin die Alm der Herrschah

als Weide benutzen durften oder bei schlechter

Witterung oder im Winter die Herrschaft d«

nötige Futter liefern mußte. Wenn der Eh

mann einer Wöchnerin Frondienste zu leisten

hatte, so kam er nach den Rechten in vielen

legenden während der Zeit, in der seine Frau

im Kindbett lag, von diesen Diensten frei, auch

hatte er gewisse Zinsleistungen in dieser Zeit

nicht zu entrichten. CL H.

Die Brauerei- und Mälzerei-Berufs-

Genossenschaft

umfaßte im Jahi 1932 insgesamt 3192 Be¬

triebe, gegenüber dem Vorjahre eine Stei¬

gerung um 16 Betriebe. Ehe Zahl der ver¬

sicherten Personen ist dagegen von 88 271 auf

76 024 gefallen. Die Verminderung beträgt
12 247. Die Umlagesumme ist mit 2 865 254 RM

errechnet worden. Gegenüber dem Vorjahre, in

dem sie 4 430 707 RM. betrug, hat sie sich um

1 565 453 RM. verringert. Von den einzelnen

Posten der Ausgabe sind erwähnenswert: Un¬

fallentschädigungen 2 903 490 RM., Ver¬

waltungskosten 198 897 RM., Kosten der Un¬

fallverhütung 100 645 RM., Verfahrenskosten

16 521 RM., Unkosten der Sektionen 392 438

Reichsmark, Ausgefallene Beiträge 71 135 RM.r
Finanzdienst 9561 RM. Es ergibt dies eine ge~

imte Ausgabe von 3 692 690 RM. Dieser Aus¬

gabe stehen 827 436 RM. Einnahmen gegen¬

über, so daß sich die bereits obengenannte»

Umlagesumme von 2 865 254 RM. ergibt. Das

zur Erhebung der Umlage nachgewiesene Ent¬

gelt beträgt 204 656 869 RM. gegen 268 901627

Reichsmark im Vorjahre, ist demnach nicht un¬

wesentlich gesunken. Der Durchschnittslohn

eines Versicherten stellt sich auf 2692 RM. Un¬

fälle gelangten 11 568 zur Anmeldung. Im Vor¬

jahre waren es 14 163. Von diesen gemeldeten
Fällen führten 382 (487) erstmalig zu einer Ent¬

schädigung. Auf 1000 Vollarbeiter entfallen

145 gemeldete unel 5,1 erstmalig entschädigte*
Fälle. Von den technischen Aufsichtsbeamten

wurden 1405 Betriebe besichtigt.

RECHTSPRECHUNG

Anspruch eines nichtarischen Arztes auf

Ruhegehalt.
\ut Grund der 2. VO. eles RAM. zur Dm cht.

des G. über Ehrenämter in ele»r sozialen Vei

McherunL. und eler Reichsversorgung vom

Juni 1933 (RGBl. I S. 397) hat das RVA.

etzt ehe erst' Entsch. getroffen, elie» für ehe 1

tilgten von besonderem Intei* sein dürfte

i iiul über diesen Kreis hinaus nicht ohne

le»utung ist:

lasdelfl sidi um die hi der zliehen Voraus«

ungen für den lasprucfa auf Ruhegehalt einet aat-

i^'iicn r icht beamteten, nichtarischen Vertrauensarzter¬

teil der obeagesasstea W>. (§ j v Ein \r/i

durdi Jieii.M.ertrag vom
* Mar/ IMS /um haunt-

tmtliitien Vertrauensarzt beiteilt worden. I mcht-

nichtarischei \ni im Sinne tles $ l dei \f>

Dia Kk lidi eleshalb mit Schreiben roa M. Juni 19

«las bestehende Dienstverhältnis mH sofortigst Wirkaaf

ckttadigt: in einem weiteren Schreiben rom 7. Juli 19

hal rt i abgelehnt, den Ruh« >rueh de«

trautes anzuerkennen. Der Ar/t hat Beschwerde einge
Soweit sidi die Beschwerde gegen die Losung

Instellungsverhältaisses /um l. ist 1933 ruhtet i^

unbegründet, da die gesetzlichen Voraussetzung*
«h-s $ J \!>s 2 hierfür vorliegen und def Ar/t ne

inl einer Kriegndienstbeschädigun f»<

*rhäe]
Indessen war drr Beschwerde stattzugeben, soweit th

im den Anspruch auf Ruhegehalt handelt. Nack At

Vor« chen der Kk und den \r/t in Verbindnj

t einem Nachti M der in ! kommende Ar/t anl

Lebenszeit, jedoch mn der Mafiguh t< lit. daß di

Ki .hi- ii wichtigen Grunde zulässig ii

lu dem Nachtrag i>t ihm die Anwartschaft auf Kuh-

halt und Hinterbliebenenversorgung nach MaBgabe c|.

Regulativs über elie dienstlichen rhall dei

¦ii der \OKk. rewährle dahei wurde de



r tili« i sl /* i i auf den ! Apt
1^1 lei Anspruch auf Ruhegehall soll aoer

v»*enri dei Ar/t - Stellung aufgibt, ohne
inernd dienstunfi worelen zu nein. Nach

rwähnten Reguli bt der Anspruch
Ruhegehalt nur dann, wenn die Versetzung in sen Kuli

md nach einer Dienstzeit von *i zehn Jahren

rgen dauernder Unfähigkeit /ur Erfüllnag der Ami

(.»fliehten infolge • körperlichen (»ebrechens oder

Hegen Schwäche ehr geis Kiaiw erh Die Kk

mutzt nun ihre Annahme* \r/t kein Anspruch
if Ruhegehalt zustehe, darauf, dal die Vorschrift de

* 1 lks. 2 dai \{) s • • ibi 23. Juni ISSS ein wich

(•rund im Sinne dei * i ihtrags le» * 4 de
Verti - und des * 626 BGB abei die Kündi-

sng aus einem wichtigen (.runde gerechtfertigt,
könne auch vom Wirksamwerden der Kündigung nn ein

ipruch auf Ruh« «It nicht besteben. D \uf-

Fassuni fuhrt das RVA |E. vom Ih. '' XI II K

¦C/tt B.S hiM. \U\ 33 I
.

i
»

..... ist rechtsin
Die Kündigung einet Dienstverhältnisses ist begrifflich
Nnc)ir der freien Knis.hliefluii nes der beiden Ver«

tragsteile; lies ^r111 auch für die Kündigung aus wich-
(«runde Im «vorliegenden lalle da n isi für

f rt Kntschlieflung das Dienstberechtigten kein

iura; die Losung Anstellungaverhältnisi mm

\ eruht unmittelbar auf »lem Gesetz, das in che

itehenden \'ertrag*\erhältnisse «ms bestimmten C.run-

ii eingreift und den Dienstberechtigten zwingt, heim

Vorliegen gewisser Yor.iiisset/ungen das Dienstverhält¬
nis sn lösen. Dafl es dem (Gesetzgeber durchaal fern¬

gelegen h it. dem Dienstberechtigte ii lediglich nach
nein Krinessen einen wichtigen (.rund für die Bi

endigung des Dienstverhaltn n che Hand zu geben,
ht auch darnns hei <l! das Gesetz die Verpflich¬

tung /in Auflösung des Dienstverhältnissei auch" für

n lall vorschreibt, dafi dia Kündigung aa das Voi

u eines wichtigen Grandes geknüpft n «r. Danach

wenn die Kasse sieh auf einen vertu,

hen küiHligiiii^sgriind berufen und als Rechtsfolge der

i ertraglichen Kündigung den tuspruch auf Ruhegehalt
ablehnen will. Ist abei lediglich dai Gesetz selbst mal

hend, io bleibt auch nur kiernach zn prüfen ob ein

Anspruch auf Ruhegehalt besteht. Mach I 2 ihn, 3 d«

nannten Verordnung erfolgl die Versetzung in den

Ruhestand mit den entsprechenden Bezügen unter der

Voraussetzung, dafl det \r/t mit Anrecht nui Ruhegehalt
angestellt ist und die nach leinen Anstellungsbedingun-

ii erforderliche ruhegehaltsfähige Dienstzeit zurück¬

legt bat. Dafl der hier iii Betracht kommende \r/t mit

tu recht auf Ruhegehalt angestellt war, kann nach dem

I' halt des Vertrages nicht zweifelhaft sein. \)a et be¬
reits seit 1913 hauptamtlicher Vertrauensarzt war, so ist
auch die Dienstzeit \ <»n wenigstem sekn Jahren zurück-

gt der Anspruch auf Ruhegehalt mithin begründet.
Dei Nachweil der diu« luden Dien si Ulli a li i f_ kei t kann m

Kailen dei rorliegenden \n nicht verlangt werden: denn

der e.t offenbar als Ausgleich füt che

zwangsweise herbeigeführte vorzeil Beendigung des

Dienstverhaltn «I Ruhegehalts!
währen Hollen, uenn alle sonstigen Voraussetzungen,

»eben von «ler Dienstunfall igkeit, vorliegen Dafl
«hr Fall das * 2 Abi Vachtrages u iht torliegt.

ah dei Anspruch auf Ruhegehalt fortfallt, wenn der

\r/t seine Stellung aufgibt, ohne vorher dauernd dienst¬
unfähig geworden /u sein, bedarl keiner i i Aui

führung. Danach war der Beschwerde des Arztes, sonen

sie den Anspruch auf Ruhegeld betrifft, stattzugeben
«he Berechnung des Ruhegeldes bleibt der Kass,- über-

'i h.

Die Vorschriften der ZPO. über die Be¬

willigung des Armenrechts und die Bei¬

ordnung eines Rechtsanwalts (§§114-127)
finden auf das Prozeßverfahren derRVO.

keine Anwendung.
(Urteil des LVAmts I. d biet, Saarlouis,
vom fe Juni 10'H 111 B 13, ß.)

den Gründen: \1n Recht ha« ehr A'orderrichter
lern Intrag des klagers aul Beiordnung i i Rechts¬
anwalt! nicht stattgegeben. Denn die Vorschriften dei
/PO, übet Bewilligung des Armenrechti und die Bei-
¦ •rdnu Rechtsanwalts (II tt4 UT» finden auf das

Hverfahren der I ie Anwendung, weil ihre

Anwendung nirgends \« hrieben ist. Auch nt-

rchende \i wendung im W der Rechtsana ist

• ht möglich, weil die $& 114 I /re)

kostenbefreiun r sehen, das Prozefll erfahren
I'\ e) aber grunel« h kostenfrei

Die gemäß § 404 Abf. 4 RVO. als Voll¬

streckungs- und Vollziehungsbeamte be¬

stellten Kassenangestellten sind nicht zur

Durchführung von Seitreibungsverfahren
für fremde Kk.en befugt.
E. des RVA. vom S. Juni 1033, AN. 1933 S. 363.

Aui r ii ii d e n : Vollstrcckungsbehörde füi
Ken rei hm ffentl uh-rechtl icher \ erpflicht ungen
rund der RVO. isi rege Imiiltig die ürmeindebehörde

I im Abweichung ron dieser r lohen Regel c*rji
sich, nenn eine Kk. IOH der Befu dei
\hs. 4 RVO, Gabrauch gemacht hat. Die demgemäfl

Vollstreckungs- und Vollziehungsbeamte bestellten \

•stellten treten dann an die Stelle der Gemeind

behörde. Die Vorschrift des * <§| \l»s. 4 RVO. bezwec
die Entlastung der Gemeindebi k n II ernus kann in«
dessen nuht geschlossen werelen, dafl die nach I 4tu

\l»s. 4 HNO. bestellten KassenangesteUten nach nui I

suchen einer anderen Kk.. Iur * eiche nicht bestellt
sind, tätig Herden können. Hatte der Gesetzgeber de

Vorschrift eine derart weitreichende Bedeutung, die dnreh

he Fassung dt setzes keineswegs •redeikt wird, geben
wollen, 10 hatte- dies zweifelsfrei zum Ausdruck gebracht

• •rden müssen. \u;_:cn schein lieh sollte aber dem $ 40-1

Abs. 4 RVO, keine uher den Bc h der Kk. hinaus

gehende Bedeutung zukommen. Dem entsprich! auch d
I ebung der Verwaltung. Das R\ A, ist dahei der Auf¬

fassung, dafl es bei der grundsätzlichen Regelung (Bi
ireibung durch die Gemeindebehörden) verbleibt, wei

die Beitreibut auBerhalb dt jenen K issen

h arei C h ¦ durchzuführen ist. Nach alledem sind d

mäH I 4(i4 Al»s 4 RVO, bestellten An» Nten _!•

Kk.en nicht berufen, Vollst rt*ckungsaufträge für fremde
Kk.en auszuführen (ebenso Kilian n der VZ. i"

S, 144 auch I UUg «n .De K1 unken\ ei Mi.in»ung I9SI
- 2h;

Der in den Fällen der §§ 219, 220 RVO.

der aushelfenden Kk. gegen die Kk. des

Versicherten zustehende Erstattungsan¬
spruch wird durch die Neuregelung des

Kassenarztrechts nicht berührt.

B, des RVA, 1. Rev.-Sen. vom 17. Mai 193
AN. 1Q33 S« 'toi.

\ ii s den <. r n n cl e n

anspruchs in den hallen
Die Hohe des I rstattuo

ihr ** 2t*. Lit RVO. ist .

setz lieh durch I i£2 RVO geregelt. Nach dieser Vi

schrift ii Verbindung mit der NotVO, «om s- Dezemb

193t, Fünfter Dil. Kap. I. Abschn. 2, I S, ist nis Ersa

der Kosten Iur die KPD. der Betrag von t RM. taglich zu

zahlen. Diese Regelung ist bisher nicht beseitig! u\\*\

insbesondere durch die Aenderung des Kassenarztred

nicht berührt worden. Nach
v

se U\(> gewährt dii

Kk. Iur die Die liste der \ei/te mit ElUSchluH de

Sachleistungen und der Wegegebühren eine Gesau

vergütunf koirfpauschale). Der Berechnung des Kopf-
luschales wird nach I 2n \l>s. 2a VertrO. dii Ausgabe

zugrunde gelegt, die für einen bestimmten Zeitabschn

einer Kk. für kassenärztliche I eistungen einschl. kasse

arztlicher Behandlung in Krankenhäusern und Kitnike

für kassenärztliche Sachleistungen und U

huhren sowie für ärztliche Leistungen rem nicht su|

lassenen Aerzten in dringenden lallen und für kass«

ärztliche Behandlung von Krauken außerhalb des Kasse

zirks entstanden ist. Danach wird der Grundbetrag I

is Koofpausdtale durch die Ausgaben für kassenärztliehe

Behanellung *on Kranken außerhalb des Kassevbezii

erhöht und somit ehe Kk. Iur i\m Zeitabschnitt belas

fur den »las in I ntvertrag unter Berücksiehtirn

dieser \ ien * tzte ko|'fpauschale umILm-!»«

ist. I ur den I is.ii/ der Kosten, die der nach ** Ji"

220 RVO, aushelfenden Kasse hierdurch sowie dui

etwa Leistungen der KTIl.. ins ndere dui

Wr* ng unt Arznei und Heilmitteln, entstehen, j

mangels ner ah hench Vorschrift im

S JJJ RVO m Verbindun » der SotVO, rom v D.

uiImt 19 I ine den ikher Kosten au>

schlie le Re^elun« - idere auch nach d

Vorschrifl d VerttO. nicht /uU« nach de

die ärztliche Versorgun in Versicherten, die uufie

halb des \r/ wohnen «»der beschäft

sind. lOU eleu ^|>i t/en \ e i !>a mhn der \e r/te und Kk •

wird. Denn die darin enthaltene Ermächtig!!
isi nur »iU im Rahmen des im allgemeinen geltende
Rechts erteilt anzusehen und laih daher I 222 RVO

544



Ein VA. kanngegen eine E. des OVA., durch

die eine von ihm erlassene Anordnung
aufgehoben ist, auch nicht auf Grund von

§ 379 RVO. weitere Beschwerde an Stelle

des Kassenvorstandes einlegen.

,s RVA. vom 25. Ja.u«.». 1QT. (II K

U B).
\ ii > den (j r il n d r ¦ I <r zunächst zu prüfen,

is \ \. zur Eiulegung der weiteren Beschwerde bei
\\ h aus den s* 17*>7. I7K \\ N O, ergibt, sind

' ilegung ehr weiteren Beschwerde nur die Betei-

«ii berechtigt. Im vorliegenden Lalle handelt ich

Unordnung ehs \ \. Dir Kreis der Beteiligten
¦immt sich nach dem Inhal« eler tnordnu Hieraus

zi. wie elas \\\ \ bereits durch die grundsätzliche
% II l \ Y 1*21 S VI. P>d. 13 S. u: \r. th)

ihen hat. dafl /ur Einlegung der Beschwerde

ur der Betroffene, niemals aber die Instanz, die die An-

«'ii hat. als berecht teilen werden

»n. Weiter isi m der Iur das Gebiet der I \. er_r.ui-

2721 I (AN. l§44 S. 582: EuM. Bd. i S. 3

\r. t reführt, dafl das VA, nn < umi/ zu den

\ Irn lallen, in denen i eine I
. getroffen

ils Parteieigenschaf1 hat und dahe gen eine

jene instanzliche I
.
kein Rechtsmittel

eg. k ni.

diesei Rechtslage ändert sich amh dadurch nichts, dafl

\ \. torliegend die weitere Beschwerde an Stelle des

«sen vorstaneles eingelegt bat \i\n\ sich dahei auf I

m/f Mlerdin M auf (.rund ron I STf RVO.
\ \ berechtigt ebenenfalls die den Organen einer

^ k. obliegenden Geschäfte im Falle roa deren Weigerung
selbst auszuführen und somit __rrunds.ii/luh auch Rechts-
Mittel namens der Kk einzulegen. Vorliegend entlallt

• •im* s »Nhe Befugnis, weil die üb irdnete Instanz,
alich elas ()\ \

. bereits ehe auf ** N), :?77 RVO

/te \n« rdnung des \ \ gegen die I des ON N Be¬

schwerde einzulegen, aufgehoben hatte Bei dieser be-

iderea Sachlage ersdieint, in sinngemäßei Anwendung
oben angeführten I. des \\\ \

. das \ N auch auf

• md von * S79 HNO /ur Einlegung eines Rechtsmittels
.«ni die I

.
des ()\ \. vom •>. Oktober !*>»! aicht befugt.

,n es wurde dem Sinne und Zwecke des /ur Nach-

kfung \ * ii len der unteren Instanz tchaffenen In-

nzenzuges wich» rsp reichen, wenn die un Instanz
.en eine- I der höheren lnst.ni/. duich die ihre I

liniert wird, ein Rechtsmittel einlegen könnte.

Verschulden der versicherten Firma bei

Unfall eines Arbeiters.

Urteil eles Reichsgerichts vom 'JO. Juni l^'Vt

VII 88/33 -.

\ ii s d e ii e, r u ii d e n : Der im Betriebe der Klu_

er Blechwarenfabrik, beschäl Arbeiter S, erlitt

21, Januar 1930 Verletzungen an mehreren Kingern
rechten Hand. Zu jener /eh war der Klägerin iii-

leichter 1 a fälle in den Jahren \92fi und 1929

ts aul '»en. an den Pressen r rsch utzvorrieh-

Vach mehreren Anforderungen und

ihnungei durch e Berufsgenossenscha hat die

n zw Kingerschutzvorricht ungen kommen

die Anbringung an den Maschinen war jedoch
;eblid imangel unterblieben. Iber auch nach-

iie KingersehutzVorrichtungen nach dem l nfall des

ingebracht worden waren, wurden n ihrer

iec|uemlichki beim Arbeite« von den Arbeitern
• -; wieder beseitigt, weil sie angeblich die Ar!

ichwerten, NK der Werkmeister dei tveschäftsleitunj.!
rübei berichte e, entsch ied dies ten

,i werden uiul (tleichwohl ar 1m*m« \i-

lei ai\ i\rn Maschinen uhne *\^^ Schutzhügel. Als den

I a ii ii e: 1930 «er uu glückte S iui Sommer 1930 wieder

den Be s

n zurückkehrte arbe er

in der dei Sebutnbärel von

em \ .• n t f e worden n Ei wurde

vVerkn /um Alibi n »I Schutz-

iahen, aber zu Vorsicht gemahnt.
ber 19 U) erlitt S ler u ui e i I e n

I a I !. ischa d in beide
len de kosten der Heilbehandli ind die Rente

den Verletzten übernommen hat. macht die Kl.«

• «h aicht entsd
RVO it/. pflicht ig. Im i Rechts«

K beklagten \ i erun

I rei hal tun den ihr der f iensch
-« -• \ ei I m udf n4

v sichert ist in sämtlichen In¬
stanzen I < lemnit/. Ol e. Dresden uml 11 e i c i

icht nach dem Klageantraj i er urteil I

iden Die \«innM iii/cn sehen nicht a n an.

dal* die Klägerin mit einem ernstlichen Unfall • ebnet

hal Nun ist die im * 61 \\e. enthaltene allgemeine
hrift für die Schadenversicherung, wonach der \

sicherer von der Leistung fr ;. wenn der \ he-

rungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich oder
durch grobe rahrl keit herbeiführt, für das hier in
Rede stehende Gebiet der Haftpflichtversicherung durch

die* Sondervorschrift des * IU \\(« dahin ich rankt,
daß der Versichere! nur dann nicht haftet wenn der

Versicherungsnehmer vorsätzlich eleu Eintritt der Iat

n du* er elem Dritten verantwortlich ist ier-

rechtlich herbeigeführt hat'. Das ()l(,. hat aber ft

«teilt, daH die Klägerin sich /war fahrla viel¬
leicht auch grobfahrlü verhalten habe, indem ihre

antwortliehen Personen nichts für die Anbringung
der SicherheitsTorrichtungen taten, dafl sie aber nicht die

Verletzung ihrer Arbeiter iu ihren Willen aufgenommen
habe. Irgendein Vorsatz ist also nicht erwiesen

habe vielmehr angenommen, dafl die Arbeiter sich schon

selbst /u hützea verstünden und durch Vorsicht
schützen wollten, wenn su« die Sicherheitsvorrichtungen
der entfernten. Gegen die Kolgeo der bloßen Fahr«
«igkeit mufl aber elie Beklagte der Klägerin den

Haftpflicht-^ ersicherungsschutz gewähren.

Vertragspflicht der Kasse, dem Kassen¬

arzte in der vertraglichen Betätigung
keine Hindernisse zu bereiten.

(Entsch. el. Oberlandesfferichts Karlsruhe vom

26, Oktober 1992 II Z. R. R. 05 32.)

\us den e.runden: («eniaM I RVO, werden die

Ziehungen zwischen Kken und Aerzten durch schrift-
hen Vertrag geregelt. Nach | l dei hier in Betracht

kommenden Verträgt'S muH jeder /ur Kassentätigt
Zugelassene \r/i einen Verrflichtungsschein unte

/(lehnen, wonach er sich verpflichtet, diesen Vertrag und

son /wischen den Organisationen geschlossenen Ver¬
träge oiler Vereinbarungen nis von ihm selbst ge¬
schlossen zu befolgen. Durch die Unterzeichnung die

Verpflichtungsscheines wird ein neuer Vertrag zwischen
«ler betreffenden Kk. und dein \r/t« schlössen des

bleichen Inhalts, wie ihn die Verträge und Verein¬

barungen /wischen den Organisationen haben. Nach * t

sind die Kassenärzte /ur ärztlichen Versorgunj der

Kassenmitglieder berechtigt und verpflichtet. Die Kk. is.

also verpflichtet, diese Versorgung durch i\vn Kassen¬
arzt zuzulassen und ihm dann keine Hindernisse sn

bereiten. Wenn auch der Verl eine diesbezügliche
Vorschrift nicht enthalt. **•» ergibt sich doch diese Pflicht

bei sinngemäßer Auslegung nach ** 157, 24J BGB. aus

dem N Verletzt die Kk. diese Pflicht, ^«« liegt
darin eine positive Vertragsverletzung, die' zum Ersatz*
les dein \r/te dadurch zugefügten Schadens verpflichtet
(I 27« IH.K.: RGZ, 73, 347: 201), Nach der I

hauptung des Kl. bestand diese Vertragsverletzung
darin, dal* die Beklagte durch das Vorstandsmitglied
Sch. verbreitet hat i nichl mein Kassenarzt. Da
ih-t- Kläger noch Kassenarzt ist. s«. lag in dieser li«

hauptung eine sehr erhebliche Verletzung der Vertrags-
pflicht. dem Kläger ia ehr vertraglichen Betätigung

ne Hindern /n bereiten ferner nbei auch ein
\ erste»« I 324 BGB,

§ 397 RVO. ist auf den Fall, daß entgegen
derVorschrift des § 318 Abs.2 Satzl RVO.

Lohnänderungen nicht rechtzeitig ange¬

zeigt werden, nicht anwendbar.

s RVA. vom 24. Mai 1933 (AN. I«

S KB).
\ i. (iriiidr n I Me II« • zur

K \
.

! i sui ls iach der I »hnstufe, dei

zugeteilt I > l> müssen in der

17 NNO vom l /'<• erstattenden tvumel

\
.

iln-ii gemacht werden, cl Satzung zur

•

RVO.). und nach sei Vorschrift sind grundsät/
i» I edin\ erhalt ^)m

17 HNO an/n.

RVO i besot bei I ohnänderung
I olinst nf« h lun_

stimmt. I

fall IXuiuih ^

347



em aul dic I ingen folgenden Fällig-
k« rmme ab /« hohe Heiträge gel Dia I nn

ibeitr hen den Beiträgen eler höheren und

niedrigeren Lohnstufen wllN ^i den (»rund-

der ungerechtfertigten Bereicherung von eier Kk.

ten. Falls nicht etwa, wie die Kk. behauptet,
% 397 HNO. entsprechend anzuwenden sein und dadurch

r Rtcfcforderungsanspruch des Arbg. hinfällig irerden

irde. J Etile l / i i nn I 397 KY<

lt. wie schon aus seinem Wortlaut zu entnehmen ist

>meldu: eien'"). lediglich das Knde der

Keitragspfluht im Falle des \ iisscheidens aus der B

schaftigung. Hier hat aber das Bes<haftigungsverhahi
fanden, nur mit geringerem Lohn als bisher Eine

Verpflichtung des Arl».' /ur U hlung der Beiträge
ch den bisherigen I obnstufen als Folge der natu

la- n I mmelcrung auf (•runel des I 397 HVO, ist

danach au ien. hur «•in«- etwaige ausdehnende

viis.'e^ung des § HNO. besteht aueh kein sachlich*

Bedürfnis, da die Verletzung der Meldepflicht nach * Sit)

\lrs. 2 RVO. gegebenenfalls Veranlassung zu einer B

strafung nach > SM HNO. geben kann. Letztere N.

schrift regelt dia holgen emer Zuwiderhandlung des

Vrbg. gegen die Vfelaerorschriftes jedenfalls insofern
-»(iu ipt end, als /u Widerhandlungen gegen I 2

Satz 1 HVO. m Frage kommen

§ 554a RVO. ist auch für die dem Unfall-

fürsorgegesetz unterliegenden Pertonen

anzuwenden.

Urteil des Reichsgerichts vom 22. Mai 193 >

(VIII 69 33).

Aus den Gründen: Nach § 545a RV*

gilt als Beschäftigung in einem der Versich»

rung- unterliegenden Betriebe (§ 544 Absatz I

RVO.) der mit der Beschäftigung in diesem

Betriebe zusammenhängende WY nach und

v on der Arbeitsstätte. Durch diese Bestimmui

(vom 14. Juli 1925, RGBl. I S. 97) sollten im

Wege der Gesetzgebung" die Zweifel, die früh'

wegen der Wege von und zu der Betriebs

statte bestanden, behoben werden. Der Begriit
„Betriebsunfall' im Sinne des & 1 UnfFürs

ist derselbe wie in der RVO. Der § 545a RVO.

ist deshalb auch auf die dem UnfFürsG. unter¬

liegenden Personen anzuwenden.

I ANF RAGEN UND AUSKU N FT E

Wir erteilen Beziebern unserer Zeitschrift, ohne eine Verpflichtung zu übernehmen, kostenlos Auskünfte au»

dem Gebiet der Sozialversicherung. Eine zivilrechtliche Haftung für die Auskunfterteilung wird nidit über¬

nommen Die Antworten werden brieflich gegeben und hier veröffentlicht, wenn »ie von allgemeinem Interesse sind.

Die Schriftleitung.

Keine Unterbrechung der Verjährung nach § 29

Abs. 1 RVO., wenn die Zahlungsaufforderung
an einen Nichtverpflichteten gerichtet ist.

Frage: Ein Angestellter einer für unsere Kk.

zuständigen Firma gehörte bis 30. September
1927 einer Ersatzkasse an. Von dem Aus¬

scheiden erhielt die Firma keine Kenntnis. Sic
zahlte deshalb nach wie vor die Arbg.beitrags-
teile an den Angestellten aus. Gelegentlich eines

Unterstützungsfalles im Juni 1932 stellte sich

«ler Sachverhalt und damit die Zuständigkeit
unserer Kk. heraus. Der Angestellte ver¬

pflichtete sich der Kk. gegenüber zur Nach¬

zahlung der Beiträge. Die Kk. ersuchte die
Firma am 27. Juni 1932 um Auskunft über das

><*it 1. Oktober 1927 bezogene Gehalt. Als Bei¬

tragszahlung durch den Angestellten ausblieb,
wurde dieser von der Kk. am 20. August und

20. September 1932 gemahnt. Der Angestellte
machte im Oktober 1932 ein Beitragsstreitver¬
iahren gegen die Kk. beim VA. anhängig, wo¬

bei er insbesond- den Einwand der Ver¬

jährung erhob. Mitte Juli 1933 wies das VA.

elen Antrag als unzuständig zurück. Zahlungs¬
pflichtig sei im vorliegenden Fall allein der

Arbg., für ein Verfahren nach § 405 Abs. 2

RVO. sei deshalb der Angestellte nicht legiti¬
miert. Die Kk. stellte daraufhin dem Arbg. am

21. Juli 1933 eine Zahlungsaufforderung zu. Da¬

gegen erhob der Arbg. Beschwerde nach § 405

\hs. 2 RVO. Er bestritt seine Zahlungspflicht
überhaupt, weil er an den Angestellten die Bei¬

ti agsteile entrichtet habe; für den Fall der Fest¬

stellung seiner Verpflichtung machte er eben¬

falls den Einwand der Verjährung geltend.
Kommt vorliegend überhaupt eine Verjährung
in Betracht? Wenn ja, ist diese dann nicht

durch die im Jahre 1932 getroffenen Maß¬

nahmen (Anerkennung d< Zahlungspflicht
durch den Angestellten, Auskunftsersuchen an

den Arbe/ Mahnung des Angestellten, Ein¬

leitung des Verfahrens nach § 405 Abs. 2 RV( '

durch den Angestellten) unterbrochen worden?

Inwieweit können für die Beitragsrückstände
Verzugszuschläge erhoben werden? Muß di

Kk. für die zurückliegende Zeit nachträglich er¬

hobene Leistungsansprüche befriedigen?

Antwort: Nach § 393 RVO. ist allein der

Arbg. verpflichtet, die Beiträge für seine

V.pflichtigen der Kk. einzuzahlen. An der

alleinigen Zahlungspflicht des Arbg. wird auch

dadurch nichts geändert, daß sich der Ang*
stellte zur Zahlung der Beiträge bereit erklärt

rlaß die Kk. ihm eine Zahlungsaufforderung zu¬

stellte und der Angestellte einen Beitragsstreit
beim VA. anhängig machte. Die Zustellung

der Zahlungsaufforderung an einen Nichtver¬

pflichteten, die Antragstellung nach § 405 Ai

itz 2 RVO. beim VA. durch einen zur Antrat»-

Stellung nicht Berechtigten unterbrechen dit*

Verjährungsfrist des § 29 Abs. 1 RVO. nicht.

Erst durch die am 21« Juli 1933 dem Arbg. zu¬

gestellte Zahlungsaufforderung ist die Ver¬

jährung unterbrochen worden. Die Bitte der

Kk. um Auskunft über das Einkommen seit

1927 genügte für eine Unterbrechung nicht.

Daß die Verjährungsvorschrift des § 29 Abs. 1

RVO. im vorliegenden Falle an sich Anwendung

/u finden hat, dürfte nicht zweifelhaft sein. Da¬

durch, daß der Arbg. dem Angestellten in d«

irrtümlichen Annahme einer Ersatzkassenzug*

hörigkeit laufend die Arbg.beitragsanteile aus

zahlte, ist erwiesen, daß eine absichtliche Hinter¬

ziehung von Beiträgen nicht vorlag. Ebenso un¬

zweifelhaft dürfte aber auch die Verpflichtur
des Arbg. zur Nachzahlung der Beiträge, und

zwar in Berücksichtigung des § 29 Abs. 1 RV(

ab 1. Januar 1931 sein. Die irrtümliche Au^

ihlung des Arbg.anteils an den Angestellten
befreit ihn davon nicht. Es wäre Pflicht df

Arbg. gewesen, sich zu überzeugen, ob der An¬

gestellte wirklich noch Ersatzkassenmitcrlied war.
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rzugszuschläge nach $ 397a RVO. könn

kwirkend nicht erhoben werden. Erst wenn

r Arbg. länger als eine Woche von der

ilungsaufforderung (21. Juli 1933) ab in Ver-

g bleibt, ist von diesem Zeitpunkt an die Er-

>ung von Zuschlägen möglich.

I Inabhängig von der Anmeldung und der Bei-

I ihlung würde die Kk. auch für die zurück-
• nde Zeit Leistungen zu gewähren haben.

H>ei ist aber die Vorschrift des § 223 Abs. 1

RVO. zu beachten, wonach Ansprüche auf

>senleistungen in zwei Jahren nach dem Tage
i Entstehung verjähren. Ferner ist § 216

Abs. 3 RVO. zu berücksichtigen, demzufolge
Anspruch auf KG. ruht, solange die AU.

eler Kk. nicht gemeldet wird.

Bei Uel>ernahme von Krankenhauspflege ist

e ine Begrenzung der Kostentragung nicht zu-

t g B : Mit dem im Kassenbezirk befindlichen

Kreiskrankenhaus ist im Vertragsverhältnis
ereinbart, daß in dem Kur- und Verpflegungs-

r'Stensatz von täglich 5,50 RM. alles (Verpfle-
ir.g, Arzt, Nebenkosten) einbegriffen ist. Die

^wärtigen, nicht mit unserer Kk. im Vertrags-
erhältnis stehenden Krankenhäuser berechnen

• iagegen einen niedrigeren Verpflegungskosten-
iiz, daneben aber Arzt- und Nebenkosten be-

nders. Die Gesamtkosten eines Kurfalles

stellen sich praktisch dadurch weit höher. Muß

iinsere Kk., wenn sie ausnahmsweise die Kran-

lhauspflege in einem auswärtigen Kranken-

ius genehmigt, rlie dort üblichen höheren

sten übernehmen oder kann sie ihre Kosten-

pflichtung auf den Satz beschränken, der ihr

im hiesigen Kreiskrankenhaus entstanden wäre?

Antwort: Wenn eine Kk. für ein Mitglied
Krankenhauspflege gewährt, hat sie grundsätz-
lieh die vereinbarten, oder, wenn eine Verein-

• rung nicht getroffen ist, die Kosten von Kur

»ind Verpflegung in der untersten Klasse zu

übernehmen. Ist keine Abmachung vorhanden,
ist die Kk. dem allgemeinen Tarif des Kran-

nhauses unterworfen. Sie muß gegebenen-
: tlls auch neben den Verpflegungskosten die

»rztliche Behandlung und Nebenkosten be-

\ders bezahlen (vgl. Hahn-Kühne, Anm. 4 zu

184 RVO.). Ein Vorbehalt der Kk. bei der

Krankenhauseinweisung, die Kosten der Kran¬

kenhauspflege nur in begrenzter Höhe

tragen zu wollen, ist wirkungslos (RVO. von

Mitgl. des RVA. Anm. 3 zu § 184 RVO.; Hahn-

hne, Anm. 3 d zu § 184 RVO.). Der von

Ihnen in Erwägung gezogene Ausweg ist dl
lb nicht gangbar.

Zum Umtausch von Invalidenkarten.

Frage: Beim Umtausch von Inv.karten be¬
steht bei unserer Kk. Unklarheit darüber, ob die

Karten, die wohl 20 Beitragsmarken enthalten,
von denen aber nicht alle in Lohnklasse II,
>ndern eine Anzahl in Klasse I entrichtet sind,

umgetauscht werden dürfen. Die Beitrage d<

Lohnklasse I sind auf Grund der VPfl., als

nur die restlichen Beiträge aul Grund h

WeiterV. in Kl II geleistet« Müssen die

Karten, um umgetauscht werden zu können, un¬

bedingt 20 Marken in Lohnklas II enthalten
oder ist das in den oben geschilderten Fällen
nicht erforderlich?

Antwort: Ihr Kassenbezirk gehört zum Frei¬

staat Sachsen, Für das Verfahren mit Quittungs¬
karten gilt deshalb die VO. des Sachs. Arbeits¬
und Wirtschaftsmin. vom 7. Januar 1925 (Amts¬
blatt der LVAnst. 25 S. 1). Nach Ziffer 9 der

VO. wird die Karte in der Regel dann umg*

tauscht, wenn die für das Finkleben von Mar¬
ken bestimmten Felder der Karte gefüllt sind,

spätestens aber, um Rechtsnachteile für den

Versicherten zu vermeiden, vor Ablauf von

2 Jahren nach ihrem Ausstellungstage (§§ 141^,
1420 RVO.). In letzterem Falle ist es unerheb¬

lich, ob mindestens 20 Marken geklebt sind

oder weniger. Nach Ziffer 14 hat jeder Inhaber
einer Karte Anspruch auf ihren Umtausch. Nur

dann ist die Ausstelung einer neuen Karte ab¬

zulehnen, wenn die Ausgabestelle die pflicht¬
gemäße Ueberzeugung gewinnt, daß die alte
Karte zu Unrecht ausgestellt worden ist, oder

daß der Inhaber der Karte bereits invalide ist

(§§ 1255 Abs. 2 und 1443 RVO.). Aehnliche

Bestimmungen enthalten die Anweisungen der

anderen Länder übrigens auch. Für das Recht
des Inhabers der Karte ist es demnach auch

ohne Bedeutung, wenn in einer zum Umtausch

gelangenden Karte mit 20 Marken nicht alle

Marken in Klasse II, sondern einige auch in
Kl. I geklebt sind. Sind die Marken in Kl. I aut

Grund der VPfl. richtig entrichtet, iO

geht die Karte durchaus in Ordnung
Nur bei der SelbstV. und WeiterV. sind

nach $ 1440 RVO. die Marken mindestens
in Kl. II zu entrichten. Für die Erhaltung de

Anwartschaft genügt es nach $ 1280 RVO.,
wenn während zweier Jahre nach dem auf der

Quittungskarte vermerkten Ausstellungstage
mindestens 20 Marken auf Grund der VPfl.

oder der WeiterV. geklebt worden sind. Bei

dies« i gesetzlichen Voraussetzung ist ee ganz

selbstverständlich, daß eine ordnungsmäßige
Karte auf Grund rler VPfl. mdi Marken in Kl. I

enthalten kann.

•____________•

AUFGABEN UND LOSUNGEN

rte bringen wir Aufgaben über Wochenhilfe ul Familienwochenhilfi I>

s'ingen dazu werden in der nächsten Nummer veröffentlicht. Die Schriftleitung.

Aufgabe. Am 16. März 1933 mußte die

»trau S. wegen Schwangerschaft il

>flichtige Beschäftigung ben und aus

AOKk. T.r der Sft 16 Monate ununter-

' hen ingehört hatte, ausscheiden. Ein*»

Weitei Versicherung führ* e nicht herbei. Sie

übte aber von. 20. März 1933 bis 5. Mai 1933

eine leichte entgeltliche Beschäftigung aus, die

och w» Gerinj 'igkeit v.frei w

Untf>r Beanspruchung von WH. ! sie rj
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Kk. untei len -!4. März 1933 eine ärztlich

Bescheinigung vor, dei zufolge die Niederkunft

ir; vii wochen eintrete Tatsächlich

kam Frau S loch eist am fr. Mai 1933 nieder.

Die Entbinduni nd ohne Zustimmung der

Kk. in einem NX aerinnenheirn statt. D

Kind wurde von eier V in gestillt. Frau

• mit einem Grundlohn von 3,00 RM. ver-

• t. I)• : Ehemann gehört benfalls d

AOKk. T. mit einem Grundlohn von 5,40 RV

m I« Juli 1931 bis 30« April 1933

Sein Ausscheiden erfolgte wegen Erwerbs¬

losigkeit« Die Kk. währt lediglich Regel¬

leistungen. ^ eld (W zahlte die Kk.

vom 24 Mai/ 1933 bis b. Mai 1933. Weil am

Entbindungstage keine Mitgli« haft mehr bi

stand, lehnte s.« weite; WH.IeistuneM ,|,.

rau S. bestiitt eü» Berechtigung eu diesem

Vorgehen. Für den Fall, daa die Kas» at

ihrem Standpunkt verhaue tiangte sie F

milienwochenhilfe (FWII.). Den letzteren An-

spruch erkannte die Kk. an, aber nicht für die

Zeit a dei Entbindung, sondern nui vom

Entbindungstage ab. Prau S., die auch hiei

mit nicht einverstanden war, wandte sich nun¬

mehr an das VA«

Wie wird das VA. len Fall beurteilen? Welch

Barleistungen wirel es Frau S« zusprechen?

1 Aufsrübe: I:iau U., die der AOKk. Y.

se jt 3 Jahren als Pflichtmitglied angehörte,
v urde am 14. August 1933 wegen eines schw<

ien M leidens arbeitsunfähig krank. Se

17. August 1933 bezog sh- KG. Die Kk. _•

wahit Regelleistungen« Am 20« September 19'Vj

wurde Frau UL von einem Madchen entbunden.

Die Entbindung fand in ihrer Wohnung statt.

I >as ununterbrochen Foi tbestehende Magen¬
leiden \ kümmerte sieh am 26« Septembe
1933 so, dafi deswegen Krankenhausbehand-
lui notwendig wurde Die Kk. sorgte am

gleichen I age für Krankenhauseinweisung« Da

Frau UL ihr Kind stillte», müfite das sonst gc

sunde Kind ebenfalls in das Krankenhaus auf-

nommen werden, um bei dei Muttei zu sein.

Das Krankenhaus forderte Kur- und Vei

pflegungskosten füi die Patientin und ein.

besonderen Verpflegungssatz für das Kind« Di

Kk erklärte sieh nur zur Zahlung der Kosten

lür elie Prau U. bereit, lehnte dagegen die

Kosten für das Kind ab. Sie habe, wie sie an-

ib, nur die notwendigen Kosten der Kranken-

hausbehandlun für die Patientin zu tragen.

Dazu gehören die Kosten Für das Kind nicht,
denn nicht die Muttei bedürfe im Kranken*

hause des Kindes, sondern umgekehrt das Kind

der Muttei Diesem Umstand habe aber elit

Kk. nicht Rechnung zu tragen« Da das Kind

nicht krank sei, komme- auch eine Kosienüber-

ihme aut Grund dei FH nicht in brau

Flau U. bestuit die Berechtigung des Stand

Punktes der Kk. His zui Entbindung hatte die

Kk. KG« gewährt« Füi «lie» 4 Wochen vor dei

Entbindung forderte Frau UL jedoch WG«, weil

letzteres füi dies. Zeit elrei Viertel des Grund¬

lohns betrug, also höher als das KG. war. Di

Kk. lehnte das ab, d ich ti 195a Abs. 4 RVO.

WG. kein KG. gewährt wird. Di»

Grundsatz müsse auch in der Umkehrung g.

ten. Wenn zueist KG. bezogen wird, kann

neben also kein WG. gewährt werden. Na

der Entbindung zahlte die Kk. weiterhin K'

Mit dem Tage der Krankenhausaufnahme stellt-

Zahlung jedoch ein. WG. gewährte
wiederum mit Bezug auf $ 195a Abs. 4 RV(

benfall nicht. D Krankenhauspflege
Stelle von KPfl. und KG. tritt, konnte daneb«

nach ihrer Auflassung WG. nicht zugebilh
werden. Auch mit di Handhabung erklüi

sich Prau U. nicht einverstanden.

Wie ist die Rechts^

3« A u t g a I Auf Cirund. ztlichen B

heinigur. dafi die Entbindung innerhalb

-4 Wochen stattfinden werde, bezog die El.

frau W. von der AOKk. 7 ab 22, Juli 10

FWGekL Der Anspruch auf FWH. ergab
ans der Mitgliedschaft des Ehemannes W. 1

di Kk. Als ie Entbindung bis zun

IS. August 1933, dem Ablaut der 4. Woche

icht erfolgte, stellte elie Kk. die weitere

Zahlung von FWG. ein. Der Fhemann W.

verlangte jedoch in entsprechender Anwendm

des § 195a Abs. 1 RVO. die fortlaufende G

Währung von FWG. bis zur Entbindung. I

zwisc [ien, und zwar am 1. August 1933, war <!•

Ehemann W. aus der AOKk. / wegen Erwerb

sigkeit ausgeschieden, ohne sich weiter i

versichern. Am 25. August 1933 fand Herr \\

neue Arbeit und wurde mit diesem Tage Mit

glied der AOKk« Z. Am gleichen Tage früh

2 Uhr kam Frau W. nieder. Als Herr W

iraufhin von der AOKk. / nunmehr die Fort-

tzung der Gewahrung von FWH. bean¬

spruchte, lehnte diese ab und verwies Hen

W. an die AOKk. Z, der jetzt für ihn Ul

seinen Anspruch auf FWH. zuständigen Kk

Aber auch dii erklärte sich für unzuständ.

Da das FWG« nach g 205a Abs. 3 RVO.

Verbindung mit i 195a Abs. 3 RVO. für di

Zeit vor der Entbindung sofort, nicht erst

mit elem Tage der Entbindung fällig werde

gelte als Zeitpunkt des Eintritts des VF.es tu

die FWH. nicht der Tag der Entbindung, soi

dern der Beginn des FWG*bezuges vor dk

Entbindung« Dabei stützt«» sich die AOKk. Z

aul eine E« des AVA. Marienwerder vom

l. Januar 1928 (DK. 1928 Sp. 493). Selbst

wenn dieser Grund nicht vorläge, führte si»

weiter aus, würde sie- den Anspruch trotzdei

ablehnen müssen, weil die Ehefrau ai

25. AugUSt 1933 schon morgens um 2 Uhr ent

bunden habe, während Herr W. am gleiche

Ta ist um 7 Uhr seine Arbeit aufnahm un

eist zu dieser Zeil Mitglieei der AOKk. /

würele. Da zur Zeit der Entbindung dic* Mi

gliedschaft noch nicht bestand, sei auch ei

Anspruch noch nicht vorhanden gewesen. M

Rücksicht auf die Weigerung beider Kk.en z\

Leistung riet Herr W. das VA. an.

Wie verhält es sich mit dem Anspruch d<

Herrn W« auf Weitergewahrung des FW<

bis zum EntbindungStagt Welche der beide

Kk.en ist endgültig leistungspflichtig

Friedrich Fikeatacber. Veraatwortlichei Schriftleiter: J«»m f Anas; beide Bertis. — Druck bb
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KARTEI PER RECHTSPRECHUNG |

Entscheidungen das RVA. und anderer höchster Berichte. Mitgeteilt von Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin

Dia mit • bazaichnatan Entschaidungan sind in dan AN. und EuM« baraits veröffentlicht odar zum Abdruck darin bestimmt

Die in dieser Kartei mitgeteilten Entscheidungen sind zum Ausschneiden und Aufkleben bestimmt. Sie bilden für unsere

Laser eine wertvolle Ergänzung zu den Kommentaren und eine brauchbare Information über den Stand der Rechtsprechung

§ 21 Ifi. Zur Frage, inwieweit Pfändung von Vieh bei Land-

§i1tZP0.; Wirten wegen rückständiger Beitragsleistungen landw.

66 1121
Ber.Genossenschaften möglich ist.

rr,, JT
• Schreiben des Reichsmin. der Justiz vom 5. Juli 1933.

"f** - Nr. 112 920 -.

§9 Vtrtrt

f.14.2.33)

§§ 53T Die von einer Krankenkasse bestellten Vertrauens-

Afe.1lr.4k Ärzte sind grundsätzlich nicht als versicherungs-
uitiim Pflichtige Angestellte anzusehen.

' J * E der Schiedsstelle der Ber.Gen. vom 28. Juni 1933.

— Nr. 331/33. — ..Ber.Gen.4' 1*33, Sp. 433. Nr. 99.

§53? Ahs. 1 Eine Gesellschaft. die einen regelmäßigen Hafen-

ür 12 IUI. wachtdienst einrichtet und diesen mit überwiegend
als Hilfspolizeibeamte bestellten Leuten durchführt.

unterhält einen versicherungspflichtigen ..Betrieb für

Bewacaung von Betriebsstätten*'.
• E. der Schiedsstelle der Ber.Gen. vom 30. Mai 1933.

— Nr. 353/33. — ..Ber.Gen/' 1933. Sp. 432. Nr. 98.

§§ 537 Eine Hausverwaltung, die unter Aufsicht des Haus-

Afe.iNr.2, nieistcrs eine elektrisch betriebene Wäscherei und

130s 531,
Plätterei den Mietern zur Verfügung stellt, ist ver-

m_.
... sicherungspflichtig.

!£
MJ • E. der Schiedsstelle der Ber.Gen. vom 30. Mai 1933.

"^
— 1091/32. — „Ber.Gen." 1933, Sp. 429, Nr. 97.

§ MT WO. Zur Auslegung des Begriffs ..MetaHschleiferei". Die

Reinigung der Formstücke gehört nicht zur Schleiferei¬

tätigkeit.
• E. cles RVA. I. Rev.Sen. 2 vom 17. August 1933. —

Ic 11 (44/31. —

§ IIS 110. Die Haftung des Bauplatzverkäufers nach I 819 RVO.

(§438 KL) erlischt, wenn er seine Kaufpreisrestforderung vor

Beginn des Baus bedingungslos aibtritt.
• E. des Bavr. LVA. vom 17. Mai 1933. — P. »—21/32.
— Mitt. des Bayr. LVA. 1933, S. 36, Nr. IW.

§81! WO. Zur Frage der Beurteilung der „Bauherrneigenschaft"
eines „Baugeldgebers".
1. e E. des Bayr. LVA. vom 15. Dezember 1932. —

P. 1832. — Mitt. des Bayr. LVA. 1933. S. 43, Nr. 172.

2. • E des Bayr. LVA. vom 12. Mai 1933. — P. 21/33.
— «Mitt. des Bayr. LVA. 1933. S. 44. Nr. 173.

Artt.B.V ?. Die Vorschrift des I 1 Abs. 2 Art. 1 Kap. II 1. Teil der

14.8.1932 Artbl.H.V. vom 14. Juni 1932 (RGBl. I S. 273f). nad*

(Dirtht.Vir.
^er (*€r Kinderzuschutf 90 RM. im Jahre beträgt, gilt,

vllttmi wenn die Voraussetzungen dafür erst nach Inkraft-
V.9.I.I9U/ treten der Not-Ver. erfüllt sind, auch für vor dem

30. Juni 1932 beantragte Versicherungsleistungen.
• E. des RVA. II. 8. Rev-Sen. vom 18. Juli 1933. —

IIa. 2896/33. — AN. 1933, S. IV 426, Nr. 4686.

§2 Ah. Z/3 Ueber die gesetzlichen Voraussetzungen für den An-

«ttr iwtitto spruch auf Ruhegehalt eines entlassenen, nicht bei

m9.mi nt amteten, nidit ansehen Vertrauensarztes.

1\\m Z * E. d" RVA. II vom 26. September 1933. — II K.

SSL ST 87/33B- -

PP. ne

22.1.1933

(MBU
S. 311)

5119 vre.

(§ 19S?

§ 1S05

Am. 2 WO.

§1507.112
tovllr.2,
1M.1SMH.

- KO.

Die Versicherungsbehörden sind befugt, die Erben

eines ..Baugeldgebers" zur Zahlung der vom Erb¬

lasser noch geschuldeten Prämienverpflichtungen zu

verurteilen.
• E. des Bayr. LVA. vom 6. Juni 1933. - P. 25/32. —

Mitt. des Bayr. LVA. 1933, S. 39. Nr. 171.

Gewährt die Kr.Kasse einem bei ihr versicherten

Unfallverletzten Krankenhauspflege, so geht ihre

Leistung über das hinaus, was sie auf orund der

Kr.Versicherung zu leisten hat.
• E. des RVA. II. 1. Rev.Sen. vom 18. August 1933. —

IIa Rt. 370.32. —

Hat d-er Träger der Kr.Vers, den ÜDfallverletzten

lediglich zur Feststellung seiner Arb.Fähigkeit in das

Krankenhaus eingewiesen, so handelt es sidi nicht

um Gewährung einer Versicherungsleistung, sondern

um einen Akt der Beweisaufnahme. Ein Anspruch
aaf Kostenersatz steht dem Träger der Kr.Vers, gegen¬
über dem Träger der Unf.Versicherung also niciit zu.

• E. de?§ RVA. 11. 1. Rev.Sen. vom 18. August 1933. —

IIa. RS. 324/32. — AN. 1933, S. IV. «25, NY 4685.

§66RIo.C. Leistungen, die nach I 66 RKn.Ges. zu gewähren
sind, sind Leistungen des Tragers der knappschaftl.
Pensionsversicherung, die nach den Vorschriften des

AVG. zu berechnen sind. Ob die Voraussetzungen
für die Anwendbarkeit des 1 66 RKn.Ges. vorliegen,
ist von Amts wegen zu prüfen.
• E. des RVA. Ill, 2. Rev.Sen. vom 4. Mai 1933 — Ula

Kn. 8/33 — 10/33. —

§ Ml Die Tätigkeit eines von der Landwirtsch.Kammer an-

AMTE. gestellten Landwirtschaftslehrers, der an einer landw.

bchule landw. Unterricht erteilt und auch die bäuer¬

liche Bevölkerung in allen landw. Fragen berät, ist

keine landw. Tätigkeit im Sinne des I 74a AVAVG.
• E. des RVA. III, Beschl.Sen. vom 28. Juni 1933 —

III Ar. 20133 BS. — AN. 1933, S. IV 430, Nr. 4690.

§154 Wird ein minderjähriger Krüppel zum Zwecke der

AIAI6. Erwerbsbeschäftigung auf Kosten des Fürsorgever¬
bandes in einem Krüppelheim als Lehrimg beschäf¬

tigt und liegt ein Lehrverhültnis im Sinne <_fer Sozial¬

versicherunf vor, so handelt es sich um keine Maß¬

nahme der Arbeitsfürsorge im Sinne des I 75d AVAVG.
• E. des RVA. Hl, Spr.Sen. vom 25. August 1933. —

IUa Ar. 89/33. — AN. 1933, S. IV 443, Nr. 4693.

§§95Aks.2 Als Erweiterungazeit im Sinne des I 95 Abs.2 Nr. 1

Hr. 1. 931 AVAVG. ist auch die Tätigkeit im freiwilligen Ar-

ATAVG. beitsdienst zu berücksichtigen.

(Art. 4 fcr

Vir ort. ttsr

frsi«. Ar-

MMM
f. IS. 7.32)

• E. des RVA. III, Spr Sen. vom 25. August 1933. —

IUa Ar. 87/33. — AN. 1933. S.IV 444. Nr. 4695.

§ 95 Ah. 1 Zur Auslegung der Artikel 1 Nr. 2 und 2 der Verord-

ATAV6. nunc über den Erwerb der Anwartschaft auf Arbl

durch Beschäftigung im Auslande vom 5. Dezember

1929 mit den Aenderungen vom 7 Juli 1930 (RGBl. I

S. 20.
• E des RVA. III, Spr.Sen. vom 22. September 1933.

— Ula Ar. 80.33. — AN. 1933, S. IV 446, Nr 4698.

§§ 10$ Fur den Ablauf der Frist des § 105 Abs. 3 S 3 AVAVG..

Akt. 3 S. 3, wonach Arbl.V.-Beitrage für die Zagehörigkeit zur

SO AVAVG* Lohnkiasse nur zu berücksichtigen sind, wenn sie

m«\
Iflli ni(^1 sP*ter a's einen Monat nadi Fälligkeit entrichtet

UH K*«.| worcjen »md. ist es unerheblich, ob den Zahlungs¬
pflichtigen em Verschulden an der päteten Ent¬

richtung der Beiträge trifft oder nicht.
• E. des RVA. 111 Spr.Sen. vom b. Oktober 1933. —

Illa Ar. 78/33. - AN. 1933, S. IV 445, Nr. 4696.

§1.3! WO. Die Ausschlufifrist des I 1539 RVO. gilt nicht für J359S1GB.
(§H:iAte.3 Ersatzansprüche aus I 112a. Abs 3 AVAVG.

¦K)
• £. des RVA. II. 7. Rev.Sen. vom 10. August 1933. -

Ua d. E. 1333/33. - AN. 1933, S. IV. 443, Nr. 496(2.

den tstellen der Reichs-

Beamte im
(§§ '• *• aQS^a't beschäftigten Angestellten als Bean

m AVfii Sinne des I 359 RStrGB. anzusehen sind.
m ' • E. des RGerichu vom 10. August 1933. — I D. 538,33
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Handbuch des Wissens in SO Binden

Hören Sie

Urteile der Besitzer

Der GroBe Brockhaus ist in Wahrheit ein Handbuch

•II«» Wittens, des Ich mir In größerer Vollkommen¬
heit nicht vorstellen kann.

P. W., Sudtinipektor L R., Hannover.

Pn fabelhaftes Werk, über des ich mich auBeror.

dentlich freue, es macht viele Spezielbücher über-

lüssig. Mit ungeteilter Freude erwarte ich die *nde»

fen Binde O. K., Journalist, Bertin.

Nicht unterlassen möchte ich et, dem Vertag meine

höchste Anerkennung für dtn „Großen Brockhaus"

auszusprechen. Er Ist das interessanteste Sud*, wei¬

ches ich kenne. Auch die wundervollen Beilagen er*

«werben sich das Interesse selbst von denen, weicht

sonst nie ein Buch In d«e Hand nehmen.

A. C Prakuk-int, Fortunegrubt b. KoIa»

Mehr darüber
S4tjt Ihnen die neue reichbebilderte Sd»rflc „Mein
freund Abiszet". Sie steht Ihnen kostenlos und

unverbindlich rur Verfügung. Wenden Sie sidi nod*

heute ^n eine Buchhandlung oder en

F.A.BROCKHAUS • LEIPZIG


